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Am 7.11. ist der frühere Stuttgarter Ober-
bürgermeister Manfred Rommel verstor-
ben. Dazu erklärte der CDU-Landesvorsit-
zende Thomas Strobl MdB: 
„Die CDU Baden-Württemberg trauert mit
der Familie von Manfred Rommel um eine
großartige Persönlichkeit. Als langjähriger
Oberbürgermeister von Stuttgart hat er
nicht nur die Landeshauptstadt, sondern
die Politik in ganz Baden-Württemberg ge-
prägt. Er stand für eine schwäbisch-offene
Haltung, für fein- und hintersinnigen Hu-
mor, für die Nähe zu den Menschen.
Viele Jahre lang war er Mitglied im Landes-
vorstand der CDU Baden-Württemberg.
Dort hat er insbesondere die Interessen
und Anliegen der Kommunen eingebracht.
Bis vor nicht allzu langer Zeit hat er uns
mündlich und schriftlich, soweit es seine
Gesundheit zuließ, in seiner ihm eigenen
Art Rat gegeben und die CDU Baden-
Württemberg in großer Verbundenheit bis
zuletzt begleitet.
Seine Stimme fehlt uns. In Gedanken sind
wir bei seiner Familie, der wir in diesen
schweren Stunden von Herzen alle Kraft
wünschen.“                                                      <<<

BITTE BEACHTEN SIE DIE
ANZEIGEN UNSERER 
WERBEKUNDEN. 

Concordia Bestattungen

Elektro Noz

Goldener Pflug

Hilmar K. Klages

mC-Seniorenstift

Mylius Apotheke

Seybold’s Fischhalle

Die CDU Ludwigsburg bedankt
sich für die Unterstützung.

MANFRED 
ROMMEL †
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Sehr geehrte Damen und Herren,
liebe Parteifreunde,

ein überaus erfolgreiches Wahljahr liegt hinter uns. Am
Abend des 22. September sah es sogar zeitweise so aus,
als könne die CDU zukünftig in Berlin ohne Koalitions-
partner auskommen. Die Perspektive hat sich allerdings
noch am gleichen Abend gewandelt und wenn man den
Koalitionsgesprächen der vergangenen Wochen gefolgt
ist fragt man sich, welche Partei eigentlich die Bundes-
tagswahl gewonnen hat und welche Partei zu Recht nach
wie vor von sich behaupten kann, eine Volkspartei zu
sein – es ist unsere CDU! Liest man den Koalitionsver-
trag, kommt bei vielen in der CDU eine gewisse Unzu-
friedenheit auf. Nur so ist es zu verstehen, dass der Blick
bundespolitisch bereits zur nächsten Bundestagswahl
2017 gerichtet ist. Rückwärtsgerechnet haben wir aber
zuvor noch eine Landtagswahl 2016 sowie eine Kommu-
nal- und Europawahl am 25. Mai 2014 zu gewinnen. 

Beim unserem CDU-Kreisparteitag im November stand
die Nominierung der CDU-Kandidaten zur nächsten Re-
gionalversammlung im kommenden Jahr an. Das ist mei-
nes Erachtens eine wichtige Wahl und so haben wir auch
ein sehr bemerkenswertes Kandidatenfeld. Die Region
Stuttgart liegt im Herzen unseres Bundeslandes und ar-
beitet im Spannungsfeld zwischen der Landesentwick-
lung und den Kommunen, sie ist eine von elf europäischen
Metropolregionen in Deutschland. Das heißt auch, dass
wir im Wettbewerb mit anderen Regionen in Europa ste-
hen. Das ist eine sehr große Herausforderung und setzt
planerische Weitsicht in allen Bereichen voraus. Aus unse-
rem CDU Stadtverband Ludwigsburg treten zwei Kandi-
daten an: Stadt- und Regionalrätin und CDU-Vorstands-
mitglied Elke Kreiser sowie unser CDU-Vorstandsmitglied
Deniz Ankaya. Beide Kandidaten sind für uns mehr als ein
Glücksfall. Sie zeichnen sich beide durch ihre ganz per-
sönliche Erfahrung in der Politik aber auch im Leben aus,
jeder Kandidat auf seine eigene Art und Weise.

Neben der Regional- und Europawahl stehen natürlich
für uns in der Stadt auch die Gemeinderats- und Kreis-
tagswahlen im Vordergrund. Im Januar/Februar 2014
wird die Nominierung unserer CDU-Kandidaten für den
Gemeinde- und Kreistag stattfinden. Die Vorbereitun-

gen laufen hierzu schon auf Hochtouren. Das erste Halbjahr wird daher po-
litisch nicht nur von der neuen Bundesregierung geprägt sein, sondern ins-
besondere von der Politik vor Ort. Mit unseren CDU-Montagstreffs und un-
seren CDU-Stadtteilgesprächen werden Sie über aktuelle Themen in der
Stadt informiert. Diese öffentlichen Veranstaltungen bilden die Basis unse-
rer Öffentlichkeitsarbeit und Bürgerbeteiligung. Darüber hinaus werden wir
neue Wege gehen, Sie als Mitglied oder Interessierten an unserer politischen
Arbeit vor Ort noch stärker zu beteiligen. Das Jahr 2014 verspricht aus CDU-
Sicht jedenfalls spannend und vielseitig zu werden.

Für viele Menschen ist Weihnachten die schönste Zeit im Jahr und oftmals
sind es ja Kinder, die den Heiligen Abend – aus ganz bestimmten Gründen –
kaum erwarten können. Auch ich freue mich auf die Weihnachtszeit, aber
auch auf den Jahreswechsel. Ich benötige die Tage der Ruhe und Besinnung,
der Reflexion. In einem Abendgebt im alten Gotteslob heißt es: „Ein Tag des
Lebens ist wieder vorüber. Ich weiß nicht, wie du ihn haben wolltest, sicher
aber besser, als ich ihn gelebt habe. (…) Ich bin an Menschen vorübergegan-
gen, die vielleicht auf mich gewartet haben…Ich habe zu wenig bedacht, was
du heute durch mich in dieser Welt schaffen wolltest…Ich bitte dich um Ver-
zeihung für alles Unrecht, für alle Nachlässigkeit und alles, was ich versäumt
habe…Doch für alles, was gut war, Herr, danke ich dir. Führe du es weiter und
vollende es…(…) Lass uns lernen, einander zu dienen und miteinander auszu-
kommen.“

In diesem Sinne wünsche ich Ihnen ein frohes und gesegnetes Weihnachts-
fest und ein gutes Neues Jahr! 

Ihr 

Maik Stefan Braumann                                                                                                <<<

Maik Stefan Braumann, CDU-Stadtverbandsvorsitzender 
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„Die Einigung von CDU, CSU und SPD im
Koalitionsvertrag auf eine Verbesserung
der Mütterrente ab dem 1.7.2014 ist ein
Riesenerfolg für fast neun Millionen Müt-
ter und eine Anerkennung ihrer Lebenslei-
stung“, erklärt Elke Kreiser, Vorsitzende
der Frauen Union Kreisverband Ludwigs-
burg.

Die konkrete Passage zur Mütterrente 
lautet im Koalitionsvertrag wie folgt: 

„Die Erziehung von Kindern ist Grundvoraus-
setzung für den Generationenvertrag der
Rentenversicherung. Während Kindererzie-
hungszeiten ab 1992 rentenrechtlich umfas-
send anerkannt sind, ist dies für frühere Jahr-

gänge nicht in diesem Umfang erfolgt. Diese
Gerechtigkeitslücke werden wir schließen.
Wir werden daher ab 1. Juli 2014 für alle Müt-
ter oder Väter, deren Kinder vor 1992 gebo-
ren wurden, die Erziehungsleistung mit ei-
nem zusätzlichen Entgeltpunkt in der Alters-
sicherung berücksichtigen. Die Erziehungs-
leistung dieser Menschen wird damit in der
Rente besser als bisher anerkannt.“

Elke Kreiser: „Wir sind stolz und glücklich
über den Erfolg unseres jahrelangen Ein-
satzes für die Mütter, deren Kinder vor
1992 geboren wurden. Die eigenständige
Alterssicherung von Frauen wird gestärkt.
Ab dem 1.7.2014 gibt es pro Kind künftig ei-
nen Entgeltpunkt mehr in der Rentenversi-
cherung, wenn es vor 1992 geboren wur-
de.“

Auch in Ludwigsburg hatte sich die Frauen
Union für die Mütterrente stark gemacht,
Unterschriften gesammelt und Informati-
onsstände veranstaltet. Insgesamt hat die
Frauen Union der CDU in Deutschland mit
ihrer bundesweiten Kampagne „Mütter-
rente kommt“ durch zahlreiche Initiativen
und Verbände über 400.000 Unterschrif-
ten zusammengetragen.
                                           Dr. Andrea Wechsler

CDU-Frauen gehen für die Mütterrente auf die Straße.

MÜTTERRENTE – 
EIN ECHTER ERFOLG FÜR FAST NEUN MILLIONEN MÜTTER!

Weitere Informationen zum Koali-

tionsvertrag finden Sie unter:

www.cdu.de/koalitionsvertrag
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Bei den Anmeldungen des Landes zum
Bundesverkehrswegeplan sehen die CDU-
Abgeordneten aus Bundes- und Landtag,
Steffen Bilger und Klaus Herrmann Ände-
rungsbedarf beim Nord-Ost-Ring.
Steffen Bilger und Klaus Herrmann, gehen
davon aus, dass durch die zugesicherten
zusätzlichen finanziellen Mittel für die
Verkehrsinfrastruktur auch der Wahlkreis
Ludwigsburg profitieren werde. 

Steffen Bilger bei den 
Koalitiosverhandlungen

Steffen Bilger als Mitglied der Koalitions-
verhandlungs-Gruppe Verkehr dazu: „Wir
haben für deutlich mehr Mittel gekämpft
und werden sie auch erhalten. Als eines
der am stärksten vom Verkehr belasteten

Bundesländer wird Baden-Württemberg
besonders vom zusätzlichen Geld für die
Verkehrsinfrastruktur profitieren. Auch
unser Wahlkreis wird von diesem Kuchen
ein Stück abbekommen.“
Im Zusammenhang mit der zusätzlichen fi-
nanziellen Verkehrshaushalts-Ausstattung
äußern sich die Abgeordneten auch zu den
Anmeldungen des Landes Baden-Würt-
temberg zum Bundesverkehrswegeplan
(BVWP): „Wir begrüßen teilweise, was Lan-
desverkehrsminister Winfried Hermann an
Verkehrsprojekten für den Bundesver-
kehrswegeplan ans Bundesverkehrsmini-
sterium gemeldet hat. Angesichts der zu
erwartenden Extra-Gelder hätten wir am-
bitioniertere Anmeldungen erwartet. Der
Maßnahmenkatalog zeigt aber immerhin,
dass Minister Hermann offensichtlich

doch den Autobahnausbau in Baden-Würt-
temberg für notwendig hält und ihm eine
gewisse Priorität einräumt.“

Von der Landesregierung 
enttäuscht
Dadurch gebe es auch eine Chance für den
Ausbau bis Ludwigsburg-Nord und auf
mehr Lärmschutz an der A 81 bei Ludwigs-
burg, so Bilger und Herrmann. Beim Nord-
Ost-Ring äußerten sich Steffen Bilger und
Klaus Herrmann enttäuscht über die Strei-
chung durch GRÜNEN-Minister Hermann.
„Die betroffenen Gemeinden werden ohne
Umfahrungslösung mit ihren Verkehrspro-
blemen alleine gelassen“, so Bilger und
Herrmann. Dies sei das falsche Signal,
meinten die Abgeordneten weiter.          <<<

Verkehrsstaatssekretär Dr. Andreas Scheuer und Steffen

Bilger MdB.

STEFFEN BILGER MDB UND KLAUS HERRMANN MDL 
SEHEN CHANCEN FÜR DEN RAUM LUDWIGSBURG
Geplante zusätzliche Gelder durch den CDU/CSU-SPD-Koalitionsvertrag 
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Seit vielen Jahren fand wieder ein Kreispar-
teitag der CDU in Ludwigsburg statt.
Im Ratskeller-Saal, vom CDU Stadtverband
festlich geschmückt und organisatorisch
hervorragend vorbereitet, fand die Nomi-
nierung der Kandidaten für die Regional-
wahl am 25.05.2014 statt. 
Von den rund 250 Gästen waren 225 wahl-
berechtigte Mitglieder aufgerufen, nach
den Vorstellungen der Kandidaten ihre
Wahl zu treffen. Der Stadtverband Lud-
wigsburg war mit 37 anwesenden Mitglie-
dern gut vertreten und so wurden auch un-
sere Kandidaten bestens gewählt. Sie wer-
den den Wahlkreis 12 Ludwigsburg im
nächsten Jahr auf der CDU-Liste wie folgt
vertreten:

Platz 1 und Spitzenkandidatin
     Elke Kreiser, Ludwigsburg

Platz 7
     Deniz Ankaya, Ludwigsburg

Weitere Kandidaten aus dem WK 12 sind
Platz 9
     Steffen Kirsch, Remseck
Platz 15
     Dr. Dagmar Assmann, Ludwigsburg
Platz 16
     Sandra Wille, Möglingen

Allen Gewählten gratuliert der CDU Stadt-
verband Ludwigsburg herzlich und
wünscht viel Erfolg für die Wahl 2014.

Weiter wurden als Delegierte für die Re-
gionalkonferenz vom CDU Stadtverband
Ludwigsburg gewählt: Steffen Bilger MdB,
Elke Kreiser, Klaus Herrmann MdL, Deniz
Ankaya, Ingeborg Choeb, Julia Strunk.

65. Kreisparteitag in Asperg
am 13.09.2013 
Beim Kreisparteitag in Asperg wurde tur-
nusmäßig der CDU-Kreisvorstand neu
gewählt. Vom CDU Stadtverband Lud-
wigsburg gehören folgende Mitglieder
dem neuen CDU-Kreisvorstand an:

Elke Kreiser       stv. Vorsitzende
Ingeborg Choeb Beisitzer
Reiner v. Bronewski Beisitzer
Carola Metzger Beisitzer
Julia Herrmann Beisitzer

Als Delegierte zu den Bundesparteita-
gen wurde vom CDU Stadtverband Lud-
wigsburg Elke Kreiser gewählt.

Bezirksparteitag der 
CDU Nordwürttemberg 
in Assamstadt am 09.11.2013

Beim Bezirksparteitag wurde Steffen Bil-
ger MdB, Ludwigsburg, mit 94,7 Prozent
der Stimmen als Bezirksvorsitzender
wiedergewählt.  Herzlichen Glück-
wunsch!

Den beschlossenen Leitantrag zum Be-
zirksparteitag „Starker Bezirksverband.
Starke CDU“ können Sie hier aufrufen:
www.cdu-nordwuerttemberg.de

V.l.: Ingeborg Choeb, Maik Stefan Braumann, Elke Krei-

ser, Deniz Ankaya und Peter Schmid.

Der Kreisvorsitzende Rainer Wieland MdEP eröffnet die

Veranstaltung.

66. CDU-KREISPARTEITAG IN LUDWIGSBURG AM 22.11.2013

Ingeborg Choeb
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Die zwei Ludwigsburger Kandidaten für die Regionalver-

sammlung im Verband Region Stuttgart:

Elke Kreiser und Deniz Ankaya.

Elke KREISER, 53 Jahre, verheiratet, 2 erwachsene Kinder
Industriekauffrau, Regional- und Stadträtin
seit 1999 Mitglied in der Regionalversammlung
ordentliches Mitglied im Verkehrsausschuss
stv. Mitglied im Planungs- und Wirtschaftsausschuss
Mitglied im Aufsichtsrat der Regio Stuttgart Marketing GmbH
Fraktionsgeschäftsführerin der CDU Regionalversammlung

Deniz ANKAYA M.A.  35 Jahre
Fachbereichsleiter an der Schiller-Volkshochschule Landkreis
Ludwigsburg 
Geboren und aufgewachsen in Ludwigsburg 
Hochschulabschluss an der Universität Stuttgart in Politikwis-
senschaft und Berufspädagogik 
Ausbildung zum Reserveoffizier, Major d.R. 
Auslandseinsätze im Kosovo und in Afghanistan 
Stv. Landesvorsitzender des Reservistenverbandes Baden-
Württemberg
Schöffe am Landgericht Stuttgart
CDU-Mitglied seit 1995, ehem. JU-Vorsitzender und ehem. Stv.
CDU-Vorsitzender Stadtverband Ludwigsburg

Warum ich für die Regionalversammlung im Verband Region
Stuttgart kandidiere

Unsere Region wird in den nächsten Jahrzehnten weiterhin eine
der zwei wichtigsten Wirtschaftsmotoren Deutschlands sein und
für seine Einwohner Arbeit und Wohlstand auf hohem Niveau ga-
rantieren. Aber auch wir werden nicht darum herum kommen, die
richtigen Antworten auf die zentralste Frage der Zukunft zu fin-
den: den Demographischen Wandel. 

Schon heute ist Deutschland mit 45,7 Jahren das drittälteste Land
der Welt. Das heißt für die Region: wir müssen uns auf eine älter
werdende Gesellschaft richtig vorbereiten: Wo kaufen wir z. B. ein
und wie? Der Öffentliche Personennahverkehr muss ausgebaut
werden, Infrastruktur muss für diese Zukunft fit sein! In der Wirt-
schaftsförderung muss berücksichtigt werden, dass Arbeitsplätze
für Jung und Alt im richtigen Verhältnis vorhanden sein werden. 

Es gilt die Weichen heute richtig zu stellen, die richtige Politik zu
machen, sodass unsere Region wettbewerbsfähig und attraktiv
bleibt, um die Zukunft für unsere Kinder und Enkel – morgen und
übermorgen – sicher zu machen.

Dafür werde ich mich einsetzen.

Warum ich für die Regionalversammlung im Verband Region
Stuttgart kandidiere

Wir sind eine wirtschaftsstarke und lebenswerte Region, wir müs-
sen uns weiterentwickeln, wir müssen noch besser werden.

Für eine funktionierende Wirtschaft brauchen wir funktionieren-
den Verkehr, auch auf den Straßen. Wir benötigen die bessere Ver-
netzung und Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel mit Angeboten
von Leihfahrrädern, Miet- oder Leihautos an sämtlichen Bahnhö-
fen der Region. Ein leistungsgerechter ÖPNV mit dem ‚Schrittma-
cher’ S-Bahn muss auf die veränderten Lebensgewohnheiten der
Menschen eingehen, mittelfristig benötigen wir die weitere Aus-
dehnung der Hauptverkehrszeit und Nachtverkehre am Donners-
tag.

Unsere Region ist geprägt durch produzierendes Gewerbe, das
nicht abwandern soll. Wir benötigen dringend Standorte für Ge-
werbe- und Logistikeinrichtungen. Das regionale Energiekonzept,
2009 durch die CDU-Fraktion initiiert, muss weiterentwickelt wer-
den. Bezahlbare Strompreise und eine sichere Energieversorgung
sind für den Wirtschaftsstandort Region Stuttgart ebenso wichtig,
wie für die privaten Haushalte.

Für mich ist es zwingend notwendig, auch die grüne Infrastruktur,
den Landschaftspark Region Stuttgart, weiterzuentwickeln. Das
bedeutet, dass die Menschen nicht nur hier arbeiten, sondern hier
auch gerne wohnen und ihre Freizeit verbringen. 

Für mich ist es wichtig, immer mit finanziellem Augenmaß vorzu-
gehen, diese Region für uns, die wir hier leben, zu gestalten und
spürbar zu verbessern.
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Sie müssen
•    zur „Schilddrüsen-Sono“ (Sonographie),

weil Ihr Arzt einen Knoten am Hals er-
tastet hat? 

•    Zum Venen-„Doppler“ wegen Ihrer
Krampfadern? 

•    Zum Herz-„Echo“ bei Verdacht auf eine
Kardiomyopathie (Erweiterung des
Herzmuskels) nach einem Infekt? 

•    Oder um das erste „Bild“ Ihres Babys
während der Schwangerschaft machen
zu lassen? 

Bei allen genannten Untersuchungen han-
delt es sich um eine medizinische Untersu-
chung auf Basis der Ultraschall-Technik.
Mit Ultraschall wird Schall mit einer Fre-
quenz oberhalb des Hörbereichs von Men-
schen (> 16 kHz) bezeichnet. In der Medizin
bewegt sich die Frequenz meistens zwi-
schen 20 kHz und 500 MHz.

Ein medizinisches Ultraschallgerät besteht
aus einem Schallkopf, einem kleinen Rech-
ner und einem Bildschirm. Der Schallkopf

ist Sender sowie Empfänger von Schallwel-
len. Die Schallwellen werden durch
Schwingungen von Kristallen beim Anle-
gen einer elektrischen Wechselspannung
produziert. Ein Gel wird zwischen dem
Schallkopf und der Haut als Koppelmedi-
um mit angepassten akustischen Eigen-
schaften verwendet. Das Gel besteht
hauptsächlich aus Wasser und kann ohne
Rückstände abgewischt werden. In der Re-
gel hinterlässt es auch auf der Kleidung
keine Flecken.

Treffen Ultraschallwellen auf verschiedene
Organe und Gewebe, werden sie unter-
schiedlich zum Schallkopf zurückgewor-
fen. Je nach Material eines Hindernisses
wird der Ultraschall an diesem reflektiert,
absorbiert oder tritt hindurch. Der Schall-
kopf registriert reflektierte Schallwellen
und leitet Daten an den Rechner. Dieser
wandelt die Informationen in Bilder um,
die auch Sie oft auf dem Bildschirm sehen
können. Lassen Sie sich Ihre Organe zei-
gen – das ist faszinierend!

Zuerst wurde die Ultraschall-Technik An-
fang des 20. Jahrhunderts für militärische
Zwecke (Aufspüren von U-Booten) und
Werkstoffprüfungen verwendet. Der erste
Ultraschall-Kongress über den medizini-
schen Bereich fand 1948 in Erlangen statt.
Zu Beginn waren die Geräte technisch
nicht sehr gut – die Bilder waren unscharf
und schlecht definiert. Die ersten Versu-
che, Ultraschall für die Behandlung von
Krankheiten einzusetzen, waren nicht sehr
erfolgreich. Die Technik verbessert sich
fortlaufend – jetzt gibt es Realtime-Verfah-
ren mit schnellerer Abtastung, volldigitale
Systeme, 3-D- und 4-D-Bildgebung, Chirp
Coded Excitation um die Eindringtiefe zu
erhöhen, Tissue Harmonic Imaging mit
überragender Bildqualität, Panoramabil-
der etc.

In allen medizinischen Fachbereichen ist
eine Diagnostik ohne bildgebenden Ultra-
schall nicht mehr vorstellbar.

In der Frühschwangerschaft (12.-14. Wo-
che) wird eine Ultraschall-Untersuchung
des Babys gemacht, um das Risiko von
Chromosomenstörungen abzuschätzen.
Die Flüssigkeit im kindlichen Nackenbe-
reich wird visualisiert („Nackentranspa-
renz“) – eine Erhöhung zeigt ein höheres
Risiko. In der 20.-22. Schwangerschaftswo-
che können über Ultraschalluntersuchun-
gen weitere Anomalien, Herzfehler etc.
festgestellt werden.

Ultraschall wird in vielen Bereichen der
Medizin verwendet, wie z.B. bei der Dia-
gnostik von Gallensteinen, Leber- und Nie-
renkrankheiten, bei Herzuntersuchungen,
bei der Darstellung von Venen und Arte-
rien, bei Verdacht auf Schilddrüsenproble-

ULTRASCHALL IN DER MEDIZIN

Was sind die Vorteile von Ultraschall?
•    Keine Strahlenbelastung wie bei Röntgen- oder Computertomographie
•    Nicht-invasiv
•    Fast keine Nebenwirkung – Ganz selten (eher bei kosmetischem Gebrauch z.B.

zum Fettabbau) kann die Temperatur des Gewebes sich übermäßig erhöhen oder
Kavitation (Entstehung von Hohlräumen) mit Gewebsschädigung verursacht
werden.

•    Schnelle Untersuchung
•    Erlaubt frühzeitige Diagnose bei vielen Krankheitsbildern
•    Vergleichsweise niedrige Kosten, meistens von den Krankenkassen übernommen
•    Kann mit anderen Untersuchungen kombiniert werden

Dr. med. Uschi Traub

Ärztin für öffentliches Gesundheitswesen
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me, für die Untersuchung von Eierstöcken
und Gebärmutter (mit einer vaginal einge-
führten Schallsonde), bei der Zertrümme-
rung von Nierensteinen, bei ultraschall-ge-
steuerten Biopsien, bei der Behandlung
von Sportverletzungen etc. Schlechter zu
beurteilen mittels Ultraschalluntersu-
chungen sind Organe wie Gehirn, Rücken-
mark, Wirbelsäule, Lunge und Magen.

Sie brauchen vor einer Ultraschall-Unter-
suchung, auch in der Schwangerschaft,
keine Angst zu haben. Bei kosmetischen
Anwendungen mit hohen Schallintensitä-
ten sind Risiken nicht auszuschließen. 

Da Ultraschallgeräte vielseitig einsetzbar
und kostengünstig sind, tragen sie auch
zur Kostensenkung im Gesundheitswesen

bei. Im Oktober d.J. fand die „Euroson
2013“, der 25. Kongress der europäischen
Ultraschallgesellschaften, mit ca. 2.000
Teilnehmern in Stuttgart statt.                  <<<

Carola Metzger.

Dr. Uschi Traub und Roland Schmierer mit Schülern und

Lehrern der kaufmännischen Robert-Franck-Schule.

Die CDU-Vorstandsmitglieder Dr. Uschi
Traub, Ärztin für öffentliches Gesundheits-
wesen, und Oberstudienrat Roland Schmie-
rer von der Kaufmännischen Robert-Franck-
Schule in Ludwigsburg sind überzeugt: Die
Teilnahme an der Jugenduntersuchung J 1
ist ein Gewinn für alle Heranwachsenden,
besonders wenn sie sich in der Entwick-
lungsphase befinden.
An der Robert-Franck-Schule Ludwigsburg
waren im Unterricht für einen Wettbewerb
Flugblätter und Plakate von den Schülern
des Wirtschaftsgymnasiums unter Anlei-
tung ihres Lehrers Roland Schmierer ent-
worfen worden. Diese wurden jetzt in Kin-
der- und Hausarztpraxen ausgelegt. An der
beruflichen Schule sind 25 Jugendliche in
diesem und im nächsten Schuljahr weiter-
hin fest eingebunden. Als Multiplikatoren
sind sie nämlich in allen Schulen des Land-
kreises unterwegs, um für diese Untersu-
chung selbst Werbung zu machen.
„Angst muss niemand vor einer Untersu-
chung beim Kinder- oder Jugendarzt ha-
ben“, erläutern die beiden Beteiligten. „In

einem extra dafür angefertigten Film, in
dem Schüler in die Rollen von Arzt, Patient
und Eltern geschlüpft sind, wollen wir zu-
dem den Jugendlichen anschaulich – und
vor allem authentisch – zeigen, wie so ein
Besuch abläuft. Es werden u. a. Körperge-
wicht, Größe und Körperfunktionen unter-
sucht sowie der Impfstatus überprüft. The-
men wir Essstörungen, Verhütung oder
Sucht können in vertraulicher Atmosphäre
angesprochen werden.“
Roland Schmierer und Dr. Uschi Traub sind
jetzt gespannt, ob die von Anfang an ge-
meinsam durchgeführte Aktion zur frühzei-
tigen Erkennung von Krankheiten bei Ju-
gendlichen Früchte trägt: „Wir hoffen,
durch diese gezielte, direkt auf die Jugend-
lichen abgestimmte Ansprache viel mehr
von diesen jungen Menschen zu erreichen
als bisher. Jetzt sind die Schulen am Zuge,
Lehrer und Eltern sind aufgerufen, auf die
Bedeutung der J-1-Untersuchung aufmerk-
sam zu machen, damit Jugendliche auch in
unserer Stadt zu gesunden Erwachsenen
werden.“                                  Roland Schmierer

GESUNDE SCHULE – GESUNDE STADT
„Every hero needs a doctor“ Kampagne zur J-1-Untersuchung

Carola Metzger zur 
Handelsrichterin ernannt

„Wir gratulieren unserem Vorstandsmit-
glied Carola Metzger zu dieser besonde-
ren Berufung und Auszeichnung. Gerade
für die CDU als Volkspartei ist es wichtig
Mitglieder zu haben, die sich in den un-
terschiedlichsten Bereichen engagie-
ren“, sagte der Vorsitzende der CDU im
Kreisverband Ludwigsburg und Vizeprä-
sident des Europäischen Parlaments,
Rainer Wieland MdEP, anlässlich der Er-
nennung von Carola Metzger zur Han-
delsrichterin beim Landgericht Stutt-
gart. Diese erfolgte durch den Justizmi-
nister von Baden-Württemberg. Vorge-
schlagen wurde Metzger durch die IHK
Ludwigsburg, der sie als Mitglied der Be-
zirkskammer angehört.
„Die Ernennung ist sicherlich eine span-
nende Herausforderung“, meint die Lud-
wigsburger Unternehmerin Carola Metz-
ger .
Das Handelsrichteramt ist ein klassi-
sches Ehrenamt. Die richterliche Tätig-
keit übt Carola Metzger für die kommen-
den fünf Jahre gleichberechtigt mit dem
Berufsrichterstand aus. Im Gegensatz zu
Schöffen urteilt der Handelsrichter nicht
als Laienrichter, sondern auf Grund sei-
ner eigenen berufsspezifischen Qualifi-
kation als unabhängiger sachkundiger
Fachrichter.                                                 <<<
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Dass die Grünen ausgerechnet am Volks-
trauertag und noch dazu zeitgleich (11:30
Uhr) mit der Zentralen Gedenkfeier für
Ludwigsburg zu einer Kabarett-Veranstal-
tung mit Gerhard Polt ins Ludwigsburger
Forum einladen, darüber ist der Stadtver-
band der Ludwigsburger Christdemokra-
ten mehr als empört. „Eine derartige Ge-
genveranstaltung  zur Gedenkfeier – sie
wird bekanntlich von der Stadt Ludwigs-
burg direkt an den Gräbern der Soldaten
auf dem Alten Friedhof veranstaltet und
von Oberbürgermeister Werner Spec ge-
leitet – mit Ticketverkauf und zahlreichen

Plakaten im Stadtgebiet, halten wir für
mangelnden Respekt vor den Opfern der
nationalsozialistischen Gewaltherrschaft
und der Kriege und ebenso vor ihren Ange-
hörigen und Nachkommen.“ Der CDU-
Stadtverband weist darauf hin, dass im
Stadtgebiet an diesem Tag allein weitere
drei solcher Feierstunden stattfinden. Das
traditionelle Anliegen des Volkstrauer-
tags, „Nie mehr Krieg“, sollte eigentlich al-
len demokratischen Parteien, also auch
den Grünen, ein wichtiges Anliegen sein,
fordern die CDU-Vorstandsmitglieder, die
sich aber auch fragen, welche Anerken-

nung durch das Ignorieren des Feiertags
den Angehörigen der Deutschen Bundes-
wehr entgegengebracht wird, die heute in
den bekannten Krisengebieten ihren an
Leib und Leben risikoreichen Einsatz lei-
sten.
„Zukünftig muss Schluss mit lustig am
Volkstrauertag sein“, lautet die unmissver-
ständliche Ansage der CDU-Vorstandsmit-
glieder im Blick auf etwaige zukünftige
Veranstaltungspläne an diesem in seiner
Bedeutung auch weiterhin so notwendi-
gen staatlichen Feiertag.

Roland Schmierer

ÄRGER AM VOLKSTRAUERTAG
CDU-Stadtverband Ludwigsburg empört: Kabarett statt Opfergedenken bei den Grünen

Ich will ja nicht spießig oder gar ein Spiel-
verderber sein. Man kann auch immer dar-
über reden, ob am Staatsfeiertag „Volks-
trauertag“ Kabarett parallel zu den offi-
ziellen Veranstaltungen der Stadt zum To-
tengedenken stattfinden soll, selbst wenn
diese Veranstaltung rein formal zulässig
war.
Über guten Geschmack und über Dumm-
heit allerdings kann man ja bekannterma-
ßen nicht streiten, weil beides unter-
schiedlich verteilt ist: Wenn der GRÜNEN-
Landtagsabgeordnete, Herr Walter, auf
der Veranstaltung mit Gerhard Polt sich
bei der CDU für die „unfreiwillige Wer-
bung in ihrer Pressemitteilung“ bedankt,

so muss man sich erst mal fragen, woher er
denn die Pressemitteilung kennt?! Ver-
mutlich aus dem Ludwigsburger Lokalteil
der „Stuttgarter Zeitung“ des selben Ta-
ges, denn in der LKZ war davon nichts zu
lesen!
Die Tatsache, dass man an einem Staats-
trauertag der im Namen des Staates Gefal-
lenen gedenkt, während die GRÜNEN zu
einer Kabarettveranstaltung zur selben
Uhrzeit laden, zu der die Feierlichkeiten
stattfinden, wirft ein fragwürdiges Bild auf
das Staatsverständnis der GRÜNEN als po-
litische Partei.
Schließlich waren die GRÜNEN in einer
Koalition mit der SPD zwischen 1998 und

2005, als die Bundeswehr sowohl im ehe-
maligen Jugoslawien als auch in Afghani-
stan militärische Verantwortung über-
nahm. Auf Bundesebene war man somit
Entscheidungsträger für militärisches En-
gagement – daraus ergibt sich auch eine
Verantwortung für die Opfer, die leider
dieser Entscheidung entsprangen.
Die heiter-ironische Veranstaltung und die
süffisanten Äußerungen von Herrn Walter,
Staatssekretär im baden-württembergi-
schen Ministerium für Wissenschaft, For-
schung und Kunst, sind vollkommen dane-
ben und offenbaren, wo die GRÜNEN im
Jahre 2013 stehen. Was mag Herr Kretsch-
mann wohl darüber denken?                      PS

GNADENLOS UND RABENSCHWARZ MAKABER

SONNTAG

17
November 2013

Volkstrauertag
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Beim CDU Montagstreff sprach der Euro-
paabgeordnete und Vizepräsident des Eu-
ropäischen Parlaments Rainer Wieland
zum Thema „Wie geht es weiter in Europa“.
Nach der Begrüßung durch den Stadtver-
bandsvorsitzenden Maik Stefan Braumann
begann Rainer Wieland mit seinen Ausfüh-
rungen.
Zunächst stand der gegenwärtige Stand
der Koalitionsverhandlungen zur Bildung
einer Regierung von CDU und SPD in
Deutschland im Fokus. Wieland betonte
zunächst, dass alle Parteien bis auf die Lin-
ken mehr Europa gefordert haben und

dass es aus Sicht der anderen europäi-
schen Nationen „Zeit zu liefern ist für die
europäische Politik“.
Im Hinblick auf die aktuellen Koalitionsge-
spräche sagte Wieland, dass „es sichtbar
sein muss, dass jeder sich bewegt, auch bei
harten Brocken“. Aufgabe sei es, da auch
die Wähler mit zu nehmen! Die Partei müs-
se nun dem Grundsatz „Zuerst das Land,
dann die Partei, dann die Person“ folgen,
im Hinblick auf die Vergabe von Minister-
posten.
Zugleich betonte Wieland, dass „ein deut-
sches Europa nicht in deutschem Interesse

ist, ein europäisches Europa sei sehr wohl
in deutschem Interesse“. Hier gebe es Syn-
ergien: „ 1x28 ist mehr als 28x1“! Des Wei-
teren hob Wieland hervor, dass „die Demo-
kratie in Europa stabil bleiben muss“. 
Zur europäischen Außenpolitik betonte
Rainer Wieland, „wir müssen uns anstren-
gen, dass wir mit einer Stimme sprechen.
Rundherum verändern sich die tektoni-
schen Platten auf der Welt. Die Amerika-
ner werden sich aus einigen Bereichen zu-
rückziehen, die uns näher liegen als den
Amerikanern. Jedes Land hat seinen Platz
auf der Weltkarte und der Geschichtskar-
te“ und „Deutschland ist zum ersten Mal
von Freunden umgeben“.
„Europa liegt in deutschem Interesse“ so
Wieland und es werde „Deutschland nicht
gut gehen, solange es Europa nicht gut
geht“.                                      Michael Karwath

Maik Stefan Braumann begrüßt den Europaabgeordne-

ten und CDU-Kreisvorsitzenden Rainer Wieland.

„WIE GEHT ES WEITER IN EUROPA?“ 
Europaabgeordneter und Vizepräsident des Europäischen 
Parlaments Rainer Wieland beim CDU Montagstreff

KLAUSURTAGUNG DES CDU STADTVERBANDS

Zu einer Klausurtagung trafen sich die Vor-
standsmitglieder des CDU Stadtverbands
an einem Samstag Nachmittag. In konzen-
trierter, straff organisierter Atmosphäre
wurde über inhaltliche Themen zur Ge-
meinderatswahl 2014, die Aufgabenvertei-
lung und Organisation im Vorstand bera-
ten und ein vorläufiger Terminplan 2014
festgelegt. Die Kommunal- (Gemeinderat
und Kreistag), Regional- und Europawah-
len im nächsten Jahr sind die zentralen
Aufgaben des Vorstands für die nächsten
Monate, hier werden alle verfügbaren
Kräfte zu mobilisieren sein, um gute Wahl-
ergebnisse in allen Gremien für die CDU
zu erreichen.                           Ingeborg Choeb Auch Steffen Bilger MdB nahm an der Klausurtagung des Stadtverbandes teil.
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Zu einer besonderen Veranstaltung lud der
CDU Stadtverband, dieses Jahr gemeinsam
mit der CDU-Gemeinderatsfraktion, alle
Mitglieder und Freunde ein. In festlichem
Rahmen in der Musikhalle wurden zwei
CDU-Mitglieder gewürdigt, die in Ludwigs-
burg auf verschiedene Art ihre Spuren hin-
terlassen haben. Als Hauptthema für eine
hochkarätig besetzte Podiumsdiskussion
wurde gewählt, was beide Persönlichkeiten
ihr Berufsleben in Ludwigsburg begleitete:
Die Baukultur in der Stadt.
In seiner Begrüßung erinnerte der CDU-
Fraktionsvorsitzende im Gemeinderat,
Klaus Herrmann, an zwölf Jahre Ludwigs-
burger Baukultur, die der scheidende Bau-
bürgermeister Hans Schmid entscheidend
mitgeprägt habe. Mit Ulrich Krügers Aus-
scheiden als Schlossverwalter gehe nach
über 40 Jahren eine Ära des Residenz-
schlosses Ludwigsburg zu Ende, das durch

ihn heute ein lebendiges Schaufenster in
der Stadt und ein Prunkstück im Land ge-
worden sei. „Die Baukultur und die Stadtge-
staltung sind wichtige Faktoren der Identi-
fikation für die Bewohner einer Stadt“,
führte Herrmann zum Fachthema hin,
„neue Wohn- und Gewerbeflächen müssen
geschaffen werden, Fehlentwicklungen ver-
mieden und mit Freiflächen sorgsam umge-
gangen werden.“
Auch Steffen Bilger MdB lobte in seinem
Grußwort, wie die Stadt die Herausforde-
rung, Altes zu bewahren und Neues zu
schaffen und das mit gesellschaftlicher Ak-
zeptanz und wirtschaftlichem Erfolg in Ein-
klang zu bringen, meistere. Darauf könne
Ludwigsburg stolz sein. „Als Mitglied im
Bundestags-Ausschuss für Verkehr, Bau und
Stadtentwicklung sage ich Ihnen meine Un-
terstützung zu bei Projekten wie der Neu-
gestaltung des Bahnhofs, beim Straßenbau
und Lärmschutz und bei der Elektromobili-
tät.“
Der Fachbereichsleiter Stadtplanung und
Vermessung der Stadt Ludwigsburg, Martin
Kurt, zeigte mit einer Videopräsentation

die unterschiedlichen Architekturstile der
Vergangenheit, die es zu erhalten gilt, aber
auch einige Beispiele aus der Gegenwart,
die leider das Stadtbild negativ prägten.
Hier gelte es, regulierend einzugreifen, um
so eine kontinuierliche Verbesserung zu er-
reichen. Auch die Einrichtung eines Gestal-
tungsbeirats aus externen Fachleuten kön-
ne hilfreich sein und Empfehlungen geben.
Die folgende Podiumsdiskussion moderier-
te Amber Sayah, Kulturredakteurin der
Stuttgarter Zeitung und Moderatorin des
Ludwigsburger Architekturquartetts. Zu
den beiden CDU-Protagonisten Hans
Schmid und Ulrich Krüger sowie dem Ver-
treter der Stadt Ludwigsburg, Martin Kurt,
gesellten sich noch zwei Ludwigsburger:
Professor Dr. Ulrich Pantle, Architekt und
Hochschullehrer an der Hochschule für
Technik und Wirtschaft des Saarlandes,
Saarbrücken, und Rainer Walder, Architekt
und Fotograf.
Das Fazit der interessanten Diskussion für
Professor Ulrich Pantle war die Erkenntnis,
dass die heute als „Bausünden“ der 1970-er
Jahre geltenden Gebäude der Versuch eines

Steffen Bilger MdB.

Diskussion (v.l.): Prof. Dr. Ulrich Pantle, Martin Kurt, Amber Sayah, Hans Schmid, Ulrich Krüger und Rainer Walder.

Der Ludwigsburger CDU-Fraktionsvorsitzende Klaus

Herrmann MdL begrüßte die Teilnehmer der Veranstal-

tung.

BAUKULTUR IN DER STADT
Baubürgermeister Hans Schmid und Schlossverwalter Ulrich Krüger beim CDU Sommer-Empfang
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Die Mittelstandsvereinigung im Kreis Lud-
wigsburg empfing den Chefvolkswirt des
Deutschen Industrie- und Handelskammer-
tages (DIHK), Dr. Alexander Schumann aus
Berlin, und den Bundestagsabgeordneten
Steffen Bilger. Dabei standen die wirt-
schaftliche Entwicklung in der Euro-Zone
und die Perspektive mittelständischer Fir-
men im Vordergrund. „Der Mittelstand wird
in Sonntagsreden immer gelobt und ab
Montag wird Politik gegen ihn gemacht.
Dabei ist er mit 60 Prozent aller Arbeits-
plätze die Säule des Wohlstandes und
Wachstums in unserem Land“, beschrieb Dr.
Schumann die unzureichende Berücksichti-
gung mittelständischer Interessen im politi-
schen Berlin. 
Für das laufende Jahr rechnet der DIHK mit
einem Wirtschaftswachstum von etwa 0,3
Prozent. „Das ist ein solider Wert, wenn
man sich die Unsicherheit von Investoren
angesichts des wirtschaftlichen Umfelds
und des Ausgangs der Bundestagswahl vor
Augen führt“, so Alexander Schumann. „Po-
sitiv ist, dass insbesondere der Mittelstand
auch in unsicheren Zeiten Personal aufbaut.
42 Millionen Arbeitsplätze gab es noch nie
in Deutschland“, lobt Schumann die Be-
schäftigungsplanung der Unternehmen. So
erwarte man für 2014 ein Wirtschafts-
wachstum „mit einer 1 vor dem Komma“.
Eines der größten Risiken stellt nach An-
sicht einer aktuellen DIHK-Umfrage die
Entwicklung der Energiepreise dar. Ein Vier-
tel der Unternehmen trage sich deshalb mit

Verlagerungsgedanken. Nach Ansicht von
Steffen Bilger muss daher die neue Bundes-
regierung dieses Thema mit höchster Priori-
tät bearbeiten. „Es darf keine De-Industria-
lisierung in Deutschland geben. Versor-
gungssicherheit und bezahlbare Stromprei-
se werden über die Wettbewerbsfähigkeit
unserer Unternehmen mitentscheiden“, so
der Bundestagsabgeordnete.
Eine weitere Gefährdung der wirtschaftli-
chen Entwicklung sehen beide Redner in
den Steuerkonzepten einiger Parteien zur
Bundestagswahl. „Eine Erhöhung der Erb-
schaftsteuer und die Wiedereinführung der
Vermögenssteuer ist eine große Gefahr ins-
besondere für Familienunternehmen. Die
Innovations- und Investitionskraft großer
Teile unseres Mittelstandes wird mit den
Konzepten von SPD, Grünen und Linken be-
schnitten“, so Steffen Bilger.
Die Euro-Krise sei nach Meinung des DIHK
noch nicht vorbei, jedoch mehrten sich die
positiven Anzeichen. „Die Medizin
schmeckt zwar nicht, sie zeigt aber Wir-
kung“, umschreibt der DIHK-Chefvolkswirt
die Situation in den südeuropäischen Kri-
senländern. „Die Strategie der Bundesre-
gierung, die Länder zu Strukturreformen zu
zwingen, um die solidarische Hilfe der EU-
Staaten zu erhalten, ist aufgegangen. Des-
wegen ist ein weiterer Schuldenschnitt für
Griechenland auch kein Thema, denn dann
würden die Anreize wieder auf Null ge-
setzt“, so Schumann.

Gerhard Baumann

Ausbruchs aus der Provinzialität war, wäh-
rend Rainer Walder positive wie auch nega-
tive Entwicklungsbeispiele erkennt. Ihn be-
schäftige aktuell am meisten, wie es mit
dem Marstall-Center weitergehe. Für Ulrich
Krüger ist die „Stadtautobahn B 27“
Schlossstraße das größte Hemmnis eines
Zusammenwachsens von Schloss und
Stadt. Die wünscht er sich und der Stadt
baldmöglichst in einem Tunnel zu ver-
schwinden. Auch möge die Stadt künftig
sorgsamer mit erhaltenswerten Gebäuden
in der Innenstadt umgehen. Der Stadtpla-
ner Martin Kurt erklärte, dass es ein Recht
auf Bauen gebe und die Stadt durch das
Bürgerbüro Bauen die Bauherren bei erhal-
tenswerter Bausubstanz beraten könne.
Hans Schmid wünscht sich eine Stadtbild-
analyse, um den Gebäudebestand festzu-
halten, nachdem vieles in der Vergangen-
heit verloren ging. Der bestehende barocke
Grundriss der Stadt bleibe jedoch erhalten.
Mit dem Schlusswort des CDU-Stadtver-
bandsvorsitzenden, Maik Stefan Braumann,
und dem Dank an die Teilnehmer sowie an
alle Gäste endete bei einem anschließen-
den Umtrunk eine besonders gelungene
Veranstaltung im diesjährigen CDU-Kalen-
der des Stadtverbands Ludwigsburg. 
                                                       Ingeborg Choeb

Armin Maschke, Vorsitzender MIT, Dr. Alexander Schumann DIHK, Steffen Bilger MdB

Martin Kurt, Fachbereichsleiter Stadtplanung der Stadt

Ludwigsburg.

Hans Schmid und Ulrich Krüger (re.)

WIRTSCHAFTLICHE ENTWICKLUNG
DER EUROZONE
Dr. Alexander Schumann bei der MIT Ludwigsburg
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Bundesfinanzminister Dr. Wolfgang
Schäuble rief in der voll besetzten Musik-
halle dazu auf, bei der Bundestagswahl
beide Stimmen der CDU zu geben: „Es
geht ums Können“, sagte er. Der Regierung
sei es gelungen, die Lage in Europa zu sta-
bilisieren, die deutsche Wirtschaft ent-
wickle sich gut. „Unsere Wahl ist nicht nur
wichtig für Deutschland, sondern auch für
Europa“, sagte Schäuble. Deutschland
müsse auch aus Sicht der anderen Länder
der Stabilitätsanker bleiben.
Der Finanzminister gastierte in Ludwigs-
burg auf Einladung von Steffen Bilger
MdB. Organisiert wurde die Veranstaltung
vom CDU-Stadtverband Ludwigsburg so-
wie vom Kreisverband Ludwigsburg der
Mittelstands- und Wirtschaftsvereinigung
der CDU (MIT).
Armin Maschke, Vorsitzender des MIT-
Kreisverbandes, sprach bei seiner Begrü-
ßung an, dass die „schwerste Krise der
Nachkriegszeit“ erfolgreich gemeistert
worden sei. Steffen Bilger schloss sich
Schäuble an und rief ebenfalls dazu auf,
bei der Bundestagswahl beide Stimmen
der CDU zu geben. Er dankte Wolfgang
Schäuble dafür, dass er das Land erfolg-
reich durch die Krise geführt habe.
Schäuble erklärte in seiner Rede, er rechne
mit einem knappen Wahlausgang. Er um-
riss die von ihm verantwortete Finanzpoli-
tik und zog eine positive Bilanz der Arbeit
der schwarzgelben Bundesregierung. „Das
Steuersystem muss so gestaltet werden,

dass sich die Wirtschaft entwickeln kann.
Und das haben wir gemacht“, sagte er. Für
das Jahr 2014 rechnet der Bundesfinanzmi-
nister nicht mit strukturellen Schuldenauf-
nahmen, 2015 sei dann sogar ein Schulden-
abbau möglich. Ein Ausstieg aus der Euro-
zone ist für Schäuble keine Option. Dieser
würde nach Schätzungen der Bertels-
mann-Stiftung mindestens 150 Milliarden
Euro kosten und eine schlimmere Krise
hervorrufen als 2009. Schäuble sagte, die
Wirtschaft habe sich stabilisiert, selbst
Griechenland mache erkennbare Fort-
schritte. „Die Finanzmärkte haben wieder
Vertrauen in die Eurozone“, stellte der Mi-
nister fest.
Der grün-roten Landesregierung warf
Schäuble vor, sie habe Baden-Württem-
bergs Spitzenplatz im Ländervergleich ver-
spielt. „Auch so kann man gegen den Län-
derfinanzausgleich vorgehen“, sagte er. Im
Gegensatz dazu könne er nachweisen,
dass die Bundespolitik erfolgreich sei. Bür-

ger, Unternehmer und Investoren hätten
wieder Vertrauen gefasst, Steuererhöhun-
gen seien nicht nötig. Der Finanzminister
wies außerdem darauf hin, dass die Regie-
rung die Gelder für Bildung und Forschung
erhöht sowie die Familien entlastet habe.
Diese Erleichterungen seien möglich ge-
worden, „weil wir den Euro stabil gehalten
haben“. 
Die Veranstaltung endete lange nach der
geplanten Zeit mit einer großen Fragerun-
de, in der Wolfgang Schäuble alle Fragen
zum Teil sehr ausführlich beantwortete.
Maik Stefan Braumann, Vorsitzender des
CDU Stadtverbands, dankte ihm in seinem
Schlusswort und fasste das Geschehen des
Abends mit den Worten zusammen: „Es
geht um Deutschland und Europa.“ Das
enorme Interesse an der Veranstaltung
und die rege Beteiligung zeigten, dass die
Ludwigsburger dies drei Tage vor der Wahl
längst erkannt hatten.
                                              Gerhard Baumann

Auf dem Podium (v.l.): Armin Maschke, Wolfgang

Schäuble und Steffen Bilger.

Die Veranstaltung in der Ludwigsburger Musikhalle war

ausgesprochen gut besucht.

BUNDESFINANZMINISTER DR. WOLFGANG SCHÄUBLE: 
„DIE WAHL IST AUCH WICHTIG FÜR EUROPA“
Bundestagswahlkampf-Höhepunkt in Ludwigsburg
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Die Junge Union Stadtverband Ludwigs-
burg nahm die im vergangenen Sommer
eskalierte Situation im Ludwigsburger
Akademiehof zum Anlass für ein Gespräch
mit dem Leiter des Fachbereichs Sicher-

heit und Ordnung der Stadt Ludwigsburg,
Christoph Balzer. 
Ein Fazit der versammelten Jungunioni-
sten: Die Stadt solle jugendfreundlicher
werden und jungen Menschen Anlaufstel-

len bieten, sich zu
treffen.
Balzer resümierte
eingangs die öf-
fentlich beklagten
und bekannten
Missstände im Aka-
demiehof. Erfreu-
lich sei das niedrige
Gewaltpotenzial
der dort Versam-
melten. Auf die
Verschmutzungen
wolle die Stadtver-
waltung durch die
Einrichtung von
Toiletten sowie mit
einer Kampagne
für eine ordnungs-
gemäße Müllent-
sorgung reagieren.
„Wir begrüßen die-
sen präventiven
Ansatz“, so die
stel lvertretende
JU-Vorsitzende Ma-
reike Jerger, „aller-
dings zeigt die Er-
fahrung, dass gera-
de Betrunkene bei
der Toilettenbenut-
zung und Abfall-

entsorgung oft wenig rücksichtsvoll und
kooperativ sind.“ Die Junge Union fordert
daher im Hinblick auf die anstehenden
Haushaltsberatungen im Gemeinderat ei-
ne weitere personelle Aufstockung des
kommunalen Ordnungsdienstes. Über die
mögliche Durchsetzung eines öffentlichen
Alkoholverbots waren sich die versammel-
ten JU’ler hingegen uneins.

Eine Verlagerung 
ist keine Lösung

Darüber hinaus wurde das Bedürfnis nach
einer grundsätzlichen Lösung des Pro-
blems gesehen. Wie Balzer anmerkte, hät-
ten sich Jugendliche vor Fertigstellung des
neuen Akademiehofes an dieser Stelle im
Stadtgebiet getroffen. Daher betonten die
versammelten JU-Mitglieder, dass ein
strengeres Vorgehen des Ordnungsdien-
stes im Akademiehof nicht dazu führen
dürfe, dass sich das Problem nur verlagere.
Allerdings biete die Stadt Jugendlichen
und jungen Erwachsenen zu wenig Anlauf-
punkte für die Freizeit- und Abendgestal-
tung. „Ich sehe die Gefahr, dass Jugendli-
che durch ihr rücksichtsloses Verhalten
Reaktionen seitens der Stadtverwaltung
und der Polizei provozieren, die dazu füh-
ren, dass es immer weniger Orte gibt, an
denen sie sich treffen können“, so das Vor-
standsmitglied Xenia Wuek. Die Zeit bis
zum nächsten Sommer müsse nun genutzt
werden, hier gemeinsame Lösungen zu er-
arbeiten.
                                                                           <<<

Mareike Jerger bedankt sich beim Referenten Christoph

Balzer.

Vertreter der JU informierten sich beim Fachbereichslei-

ter Sicherheit und Ordnung der Stadt Ludwigsburg.

BRENNPUNKT AKADEMIEHOF
Junge Union fordert: „Stadt muss jungen Menschen Anlaufstellen bieten.“
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Mitglieder, Freunde und Gäste in großer
Zahl erlebten einen schönen Tag im Klo-
ster Bebenhausen, Schloss Lichtenstein
und bei der Firma Ritter Sport in Walden-
buch.
Die Fahrt, organisiert vom stellv. Vorsit-
zenden der Senioren Union, Jürgen
Mutschler, ging in den Schönbuch und auf
die Schwäbische Alb. Wir besuchten auch
die Stadt Waldenbuch, die sich heute noch
so präsentiert, wie es Goethe vor rund 200
Jahren beschrieb: „Waldenbuch ist ein arti-
ger, zwischen Hügeln gelegener Ort mit
Wiesen, Feld, Weinbergen und Wald und
einem herrschaftlichen Schloss.“ Außer-
dem gibt es den mittelständischen Scho-
koladenhersteller Ritter Sport – seine qua-
dratischen Schokoladentafeln kann man
heute in 90 Ländern der Erde kaufen. 
Im Jahr 1988 gründete Alfred T. Ritter die
Paradigma Energie- und Umwelttechnik
als Lieferant für Ökoheizsysteme. Es ent-
standen Firmen und Vertriebsgesellschaf-
ten um die Bereiche Solarthermie, Brenn-
werttechnik und Pelletheizungen. Sie sind
seit 2009 in der Ritter Energie- und Um-
welttechnik GmbH gebündelt. Im Jahr
2010 investierte das Unternehmen knapp
zwei Millionen Euro in das Berliner Unter-
nehmen Chocri, bei dem Kunden ihre indi-
viduelle Schokoladentafel kreieren und
übers Internet beziehen können. Die Wal-
denbucher verfolgen das Ziel, ihre Eigen-
ständigkeit zu bewahren und sie haben
auch einen Traum: „Die Welt quadratisch
machen“.
Wer möchte nicht der Anziehungskraft
und Faszination einer perfekten Architek-
tur erliegen? In den Klostermauern von Be-

benhausen fühlten sich selbst württem-
bergische Könige zu Hause. Seit seiner
Gründung um 1183/84 hat das Kloster als
Heimat von Mönchen, Klosterschülern
und Herrschern eine wechselvolle Ge-
schichte fast unbeschadet überstanden.
Hier wird der Alltag der Zisterzienser wie-
der lebendig, die in diesen Mauern im idyl-
lischen Schönbuch über Jahrhunderte hin-
weg lebten. „Bete und arbeite“ war ihr
Motto, das wir hier nachleben können.
Chor und Brunnenhaus, Sommerrefektori-
um und Dormitorium sind besonders be-
eindruckende Stationen die-
ser Zeitreise im Kloster. Sie
lassen eine Geschichte leben-
dig werden, die von den An-
fängen der Prämonstratenser
und Zisterzienser über die
evangelische Klosterschule
bis hin zum Jagdschloss
reicht. Der Nachwelt erhalten
werden sollen nicht nur Teile,
sondern das beeindruckende
Ganze: 1975 wurde die rund 65
Hektar umfassende Gesamt-
anlage unter Ensembleschutz
gestellt. Zu Recht: Wer könn-
te sich schon dem Reiz dieser
eigenen Welt im idyllischen
Schönbuch entziehen?
Das Schloss Lichtenstein,
auch als „Märchenschloss
Württembergs“ bezeichnet,
wurde im Stil des 19. Jahrhun-
derts über dem Ort Honau er-
richtet. Es liegt am Albtrauf
der Schwäbischen Alb auf ei-
ner Höhe von 817 m über dem

Tal der Echaz, die als kleiner Nebenfluss
des Neckars etwa 250 Meter tiefer im Tal
entspringt. Rund 500 Meter südöstlich des
Schlosses befinden sich Reste der Ruine
der mittelalterlichen Burg Alt-Lichten-
stein. Direkt neben Schloss Lichtenstein,
mit traumhafter Aussicht über die Schwä-
bische Alb und das Echaztal, haben wir im
„Alten Forsthaus“ unser Mittagessen ein-
genommen. Ein herrlicher Tag, inmitten
der Natur und mit vielen Eindrücken über
unsere schöne Heimat bleibt uns unver-
gessen.                                    Ingrid Mutschler

EIN „GOLDENER HERBSTTAG“ AUF DER SCHWÄBISCHEN ALB
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Alljährlich ruft die „Plan International e.V.“
am 11. Oktober den Weltmädchentag aus,
um auf die Situation von jungen Frauen
und Mädchen in der ganzen Welt aufmerk-
sam zu machen. 
Anlässlich des diesjährigen Weltmädchen-
tags besuchte die Frauen Union Ludwigs-
burg die Einrichtungen von INVITARE, ei-
ner Beratungsstelle für schwangere Mäd-
chen und Frauen, allein erziehende Eltern
und Familien in Notlagen (http://www.
invitare.net/).
Dort wurde unter der Leitung der Vorsit-
zenden der Frauen Union, Elke Kreiser, und
Vorstandsmitglied Mareike Jerger ein
Workshop für Mädchen in und um Lud-
wigsburg angeboten. Bei diesem Work-

shop konnten die Teilnehmerinnen ihr Le-
ben in Ludwigsburg auf vielfältige Art und
Weise kreativ darstellen.
Des Weiteren konnten sich die Mitglieder
der Frauen Union sowie die Teilnehmerin-
nen über die hervorragende Arbeit der IN-
VITARE Stiftung informieren und sich mit
Frauen vor Ort unterhalten, die durch die
Arbeit der Stiftung große Hilfe erfahren
hatten. Höhepunkt der Veranstaltung war
das Aufeinandertreffen mit einem Neuge-
borenen, der nur durch die Unterstützung
von INVITARE die ersten Tage mit seiner
Mutter zusammen verleben konnte.
Wie schon in den vergangenen Jahren war
die Veranstaltung der Frauen Union Lud-
wigsburg ausgesprochen gelungen und

verdeutlichte den dezidierten politischen
Fokus der Frauen Union Ludwigsburg auf
die Belange junger Frauen und Mädchen.

Dr. Andrea Wechsler 

Ewald Gaukel vom Heimatmuseum Münchingen.

Gespräche am Rande der Veranstaltung.

Mareike Jerger, Bettina Weidenbach und Elke Kreiser bei

INVITARE am Weltmädchentag. 

WELTMÄDCHENTAG – DIE FRAUEN UNION WAR DABEI!

Beim traditionellen Martinsgansessen der
Frauen Union in Münchingen stand auch
dieses Jahr die Erinnerung an das Schaffen
und Vermächtnis des heiligen Martin von
Tours. Sein Wirken als Nothelfer für die Ar-
men ist mittlerweile mehr als 1700 Jahre un-
vergessen und auch heute noch Vorbild ei-
ner bescheidenen christlichen Lebensfüh-
rung. Am Martinstag erinnert die Martins-
gans dabei an seinen Versuch, sich durch
Verstecken im Gänsestall seiner Bischofs-
weihe zu entziehen, was aber die aufgeregt
schnatternden Gänse verhinderten. 
Bescheidenheit bildete sodann auch den

Kern der Begrüßung durch die Vorsitzende,
Elke Kreiser, und das Grußwort von Konrad
Epple MdL. So wurde insbesondere die
„Nichtsparpolitik der Landesregierung“
thematisiert und diskutiert. 
Diese thematische Einführung läutete ei-
nen Höhepunkt der Veranstaltung ein: die
Erinnerung an Johann Friedrich Flattich, der
als Pfarrer und Lehrer vor 300 Jahren den
Schwaben das Haushalten beibrachte. Aus
Beihingen (heute Freiberg) stammend, wid-
mete Flattich sein Leben dem menschlichen
Miteinander mit besonderem Augenmerk
auf ärmere, schwächere und benachteiligte

Mitglieder der Gesellschaft. Über dieses Le-
ben, das Flattich zu einem Großteil und bis
zu seinem Tod in Münchingen verbrachte,
berichtete Ewald Gaukel vom Heimatverein
Münchingen unterhaltsam in barocker Klei-
dung während des Essens und informierte
über den „schwäbischen Salomo, begnade-
ten Seelsorger und genialen Erzieher.“ 
Der Abend klang mit einem köstlichen
Gans-Menü und von der Veranstaltung in-
spirierten Gesprächen aus. Ein kleines Erin-
nerungsgeschenk mit Flattich-Aufdruck
wird die Teilnehmerinnen noch lange an
diesen gelungenen Abend erinnern.       AW

MARTINSGANS-ESSEN DER FRAUEN UNION
Werk und Vermächtnis von Johann Friedrich Flattich
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AUS DER REGION

Mit großer Geschlossenheit hat die Regio-
nalversammlung den Haushalt für das Jahr
2014 verabschiedet. Die deutliche Mehr-
heit der Mitglieder von CDU, SPD, Freien
Wählern, Grünen und FDP stimmten dem
325-Millionen-Euro-Etat zu. Der Verkehrs-
haushalt macht mit 300 Millionen Euro
den Löwenanteil am Haushalt aus. Das
spiegelt auch die Bedeutung wider, die der
Verkehr in Summe für die Region spielt
Mobilität in all ihren Facetten besitzt ei-
nen sehr hohen Stellenwert. Im Zentrum
dabei: die S-Bahn. Pünktlichkeit und Ange-
bot im ÖPNV funktionieren nur dann,
wenn eine durchgängige Mobilitätskette
vorhanden ist, deshalb fordert die CDU,
dass die Busanbindungen besser auf die S-
Bahnen, die im 15 Minuten Takt fahren, ab-
gestimmt werden muss.

Für eine stabile 
Verkehrsumlage

Wir unterstützen die Absicht, die Ver-
kehrsumlage auf gleichbleibendem Niveau
im Zeitraum 2015-2017 zu halten, indem
auf vorhandene Rücklagemittel zurückge-
griffen wird. Nur eine vorausschauende Fi-
nanzpolitik bringt den Kommunen und
Kreisen Planungssicherheit. Wir teilen da-
her nicht die Auffassung der Freien Wäh-
ler, dass der Regionaletat viel Luft hätte.
Die finanziellen Unwägbarkeiten einer
drastisch gesenkten Umlage wären aus un-
serer Sicht nicht zu verantworten. Beim
Thema Logistik konnte sich die CDU leider
nicht mit dem Anliegen durchsetzen, fi-
nanzielle Anreize für einen Logistikstand-
ort zu setzen. 

Die Umlagen bleiben nahezu stabil. Die
Verkehrsumlage wird sogar um rund
280.000 Euro auf 69,43 Millionen Euro
(2013: 69,71 Mio Euro) sinken. Die Verwal-
tungsumlage, die bei den 179 Städten und
Gemeinden erhoben wird, steigt leicht um
540.000 Euro auf 16,51 Millionen Euro
(2013: 15,96 Mio Euro). Der Zuschuss an die
Wirtschaftsförderung Region Stuttgart
GmbH (WRS) beträgt 5,93 Millionen Euro
(2013: 5,99 Mio Euro). Zusätzlich dazu sieht
der Verband Region Stuttgart in seinem
Budget 632.000 Euro für regionale Wirt-
schaftsförderung vor. Die Arbeit der Regio
Stuttgart Marketing- und Tourismus
GmbH unterstützt der Verband Region
Stuttgart wie bisher mit 575.000 Euro
(2013: 650.000 Euro). Um Mehrwertsteuer-
Nachzahlungen zu begleichen, bekommt
die Regio Marketing zusätzlich knapp
110.000 Euro.  
Mit diesem Haushalt ist die Region wieder
ein großes Stück vorangekommen. Regio-
nalpolitik ist ein schwieriges und langfri-
stiges Geschäft, Erfolge zeigen sich meist
erst zeitversetzt. Die Region ist gut aufge-
stellt.

Dr. Nicola Schelling ist 
neue Regionaldirektorin des 
Verbands Region Stuttgart

Die Regionalversammlung hat Dr. Nicola
Schelling im zweiten Wahlgang mit 44
Stimmen  zur neuen Regionaldirektorin
des Verbands Region Stuttgart gewählt.
Ihr Mitbewerber, Matthias Wittlinger, er-
hielt 39 Stimmen.

Die 46-jährige Dr. Nicola Schelling studier-
te Rechtswissenschaften in Marburg mit
Auslandssemester in Paris. Anschließend
arbeitete die gebürtige Stuttgarterin als
Richterin und Staatsanwältin in Schwä-
bisch Hall sowie Heilbronn. Sie wechselte
im November 2002 in die Europaabteilung
des Staatsministeriums Baden-Württem-
berg, promovierte berufsbegleitend und
übernahm im Juni 2007 die Leitung des Re-
ferats für grenzüberschreitende und inter-
regionale Zusammenarbeit. Von Mai 2010
bis April 2012 leitete Dr. Nicola Schelling
die Landesvertretung in Brüssel, wo sie
nach einer Umstrukturierung derzeit Lei-
terin des Referats „Europapolitik und Res-
sortbeobachter“ ist.   
„Als Richterin habe ich nicht nur entschie-
den, sondern auch Vergleiche geschlos-
sen“, sagte Dr. Nicola Schelling in ihrer Be-
werbungsrede mit Blick auf die Zusam-
menarbeit mit Landkreisen und Kommu-
nen. Im Geflecht der Partner von Landkrei-
sen und Kommunen müsse die Region
Stuttgart „als starker Partner und als star-
ke Einheit“ auftreten, ist sie überzeugt.
„Ich bin in Brüssel für das Land gestanden
und möchte dies nun für die Region Stutt-
gart tun“, skizzierte Dr. Nicola Schelling ih-
re Motivation für die Position. Sie verfüge
über reichhaltige Erfahrungen in der politi-
schen Kommunikation mit europäischen
Institutionen, dem Land und Kommunen.
Die Regionaldirektorin leitet als gesetzli-
che Vertreterin des Verbands Region
Stuttgart die Geschäftsstelle 
                                                                           <<<

HAUSHALT VERABSCHIEDET

Elke Kreiser, Regionalrätin und Ludwigsburger Stadträtin

QR-Code CDU Region Stuttgart
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AUS DEM LANDTAG

Das Ergebnis der Abstimmung zu Stuttgart
21 war eindeutig: 58,8 Prozent sprachen
sich für den Weiterbau des Tiefbahnhofs
aus. Eine Mehrheit für diese Forderung
kam auf allen Ebenen zustande, also auch
in der Stadt und der Region Stuttgart, in
welchen die Menschen am stärksten von
dem Bau betroffen sein werden. Die Wahl-
beteiligung lag bei 48,3 Prozent und damit
weit über dem Durchschnitt von 38 Pro-
zent der Beteiligungen an Volksabstim-
mungen. Doch das grün geführte Ver-
kehrsministerium verletzt seine Pflicht,
das Schienenprojekt angemessen zu för-
dern und fährt weiter den Kurs, das Projekt
schlecht zu reden und bei jeder Gelegen-
heit den Fortgang der Bauarbeiten zu er-
schweren.
Der landesweit erste Bürgerentscheid
über eine Gemeinschaftsschule in Bad
Saulgau, der zwar am Quorum scheiterte,
in welcher jedoch die Mehrheit der Bürger
gegen die Gemeinschaftsschule votierten,
stößt bei den Schulreformern auf taube
Ohren. Sie stülpen Eltern und Lehrern
munter ihr ideologisches Konzept des
selbsternannten und dann in Ungnade ge-
fallenen Bildungsexperten Peter Fratton
über, wohl wissend, dass man ein Schulsy-
stem, das im gesamtdeutschen Vergleich
hervorragend dagestanden hat, zur Dispo-
sition stellt. Sie schlagen alle Warnungen
der Verbände in den Wind. Auch der zwei-
te Bürgerentscheid, der im Land zu einer
Gemeinschaftsschule durchgeführt wur-
de, brachte ein klares Ergebnis: in Hirsch-
berg (Rhein Neckar Kreis) votierten am Tag

der Bundestagswahl bei fast 77 Prozent
Wahlbeteiligung über 52 Prozent der Ab-
stimmenden gegen die Gemeinschafts-
schule.
Bei der Befragung zur Errichtung eines Na-
tionalparks in sieben Schwarzwaldgemein-
den haben sich zwischen 64 Prozent (Bad
Herrenalb) und 87 Prozent (Seewald) ge-
gen das Projekt ausgesprochen. Im Durch-
schnitt aller beteiligten Kommunen woll-
ten etwa drei Viertel diesen Nationalpark
nicht. Im Koalitionsvertrag von SPD und
Grünen war ausdrücklich vermerkt, es
werde ein Nationalpark befürwortet, wenn
er von der Bevölkerung mitgetragen wer-
de. Obwohl zahlreiche der angehörten Ex-
perten Defizite des von Grün/Rot vorge-
legten Konzepts aufgezeigt haben, wurde
der Entwurf im Landtag mit den Stimmen
der Regierungsfraktionen gebilligt und es
wird einen Nationalpark gegen den Willen

der Bevölkerung vor Ort geben. Die Lan-
desregierung verweigert kontinuierlich die
Umsetzung von Beteiligungsprozessen.
Gleiches beim Filderdialog, bei dem es um
die Führung der Neubaustrecke Stuttgart-
Wendlingen auf den Fildern ging, oder
beim Prestigeprojekt Speicherkraftwerk
Atdorf im Kreis Waldshut. Auch da gab es
zwar einen runden Tisch für die Beteili-
gung von Bürgern, der Dialog hatte jedoch
keinen Einfluss auf das Projekt. 
Die Landesregierung hat eigens eine
Staatsrätin für Zivilgesellschaft und Bür-
gerbeteiligung berufen und initiiert teure
Dialogprozesse. Sie gaukelt uns unter dem
Deckmantel von Beteiligung an politi-
schen Entscheidungen vor, zuzuhören, auf
Bürger zu hören. Alle Bürgerentscheide
oder Bürgerbefragungen, die bislang zu
Projekten der grün-roten Landesregierung
durchgeführt wurden, gingen für die Re-
gierung verloren. Das zeigt, die grün-rote
Landesregierung propagiert zwar mehr
Bürgerbeteiligung, in Wirklichkeit werden
aber Prestigeobjekte durchgedrückt, egal
wie die Bürger entscheiden.                       <<<

WIE DIE GRÜN-ROTE LANDESREGIERUNG 
DEN BÜRGERWILLEN MISSACHTET

Klaus Herrmann MdL, 

wirtschafts- und finanzpolitischer 

Sprecher der CDU-Landtagsfraktion 

QR-Code Klaus Herrmann
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AUS DEM BUNDESTAG

Nun haben wir also dieses Wahlergebnis
von bundesweit 41,5 Prozent für die Union.
Weil uns aber der Wunschpartner verloren
ging, strotzen wir zwar vor Kraft – können
aber kaum laufen. Wir brauchen eine ande-
re Partei für eine Koalition. Bereits bei der
ersten Großen Koalition unter dem bisher
einzigen schwäbischen Bundeskanzler Kurt
Georg Kiesinger sprach man davon, dass es
nun gelte, Kröten zu schlucken – um noch
schlimmere Kröten zu verhindern. Ich
fürchte, die Zeit für solch eine Aussage ist
wieder da. 

Im Wahlkampf hat man es deutlich ge-
merkt, die CDU ist vor allem mit Angela
Merkel angetreten. Angela Merkel steht
für Kontinuität und nur vorsichtige Verän-
derungen. Darüber hinaus hatten wir als
Wahlversprechen vor allem die Mütterren-
te, keine Neuverschuldung beziehungswei-
se einen ausgeglichenen Haushalt, mehr
Geld für die Verkehrsinfrastruktur und kei-
ne Steuererhöhungen. Diese Punkte haben
wir im Großen und Ganzen auch so im Ko-
alitionsvertrag festgehalten. 
Allerdings hatte die SPD eine ganze Latte
von Versprechungen: Mindestlohn, Frauen-
gleichberechtigung, doppelte Staatsbür-
gerschaft, Abschaffung des Betreuungsgel-
des, Vermögenssteuer, Mietpreisbremse,
mehr Geld für vieles und so weiter. Nun ha-
ben wir die Folgen gesehen: Wir befanden
uns in jeder Verhandlungsgruppe in einer
Abwehrschlacht. Kompromisse waren also
noch stärker vorprogrammiert als sonst üb-
lich; allerdings auch nicht verwunderlich
für eine Große Koalition. Dazu kommt
noch, dass die Volkspartei CDU kein mono-
lithischer Block ist, sprich: Wenn Bundesar-
beitsministerin Dr. Ursula von der Leyen
mit Andrea Nahles über Arbeitsmarkt und
Soziales verhandelt, kommt da sicherlich
mehr „Sozialdemokratisches“ durch, als
wenn dort ein Kollege von der CDU-Mittel-
standsvereinigung mit Frau Nahles disku-
tiert hätte. Eines ist aber auf jeden Fall
deutlich geworden: Diese Verhandlungen
haben wieder gezeigt, dass Union und SPD
eben doch nicht beide sozialdemokratische
Parteien sind. Die Unterschiede sind im
Großen und im Kleinen immens! Nach wie
vor stehen wir für sozial durchsetzte
Marktwirtschaft und eben die Eigenverant-
wortung des Einzelnen. Die SPD dagegen
will lieber einen ausufernden Sozialstaat

LIEBE LESER,

die Bundestagswahl ist gefühlt schon eine
kleine Ewigkeit her – und trotzdem möchte
ich mich noch einmal ganz herzlich für alle
Unterstützung bedanken! Für einen Wahl-
kreis so nahe an der Großstadt Stuttgart
sind 50,4 Prozent der Erststimmen ein
grandioses Ergebnis. Damit hätte ich nie-
mals gerechnet. Dieser Erfolg ist für mich
ein weiterer Ansporn, mich engagiert für
den Wahlkreis einzusetzen.

QR-Code  Steffen Bilger

Steffen Bilger MdB, direkt gewählter Abgeordneter 

des Bundestagswahlkreises Ludwigsburg,

Bezirksvorsitzender der CDU Nordwürttemberg
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AUS DEM BUNDESTAG / LYRIK HEUTE

mit – wenn es ihr passt – ein bisschen
Marktwirtschaft. So jedenfalls kam es mir
in den Koalitionsverhandlungen oft vor.
Das Gerede, die Politik von Union und SPD
seien fast deckungsgleich, hat sich damit
als das erwiesen, was es ist: Gerede. 
Insgesamt bin ich zwar auch der Meinung,
dass die CDU gegen die anderen beiden
Koalitionspartner SPD und CSU weniger
durchsetzen konnte als es ihr Wahlergebnis
eigentlich verdient hätte. Trotzdem denke
ich, dass wir unter den gegebenen Umstän-
den doch ordentlich abgeschnitten haben.
Außerdem werden die kommenden Jahre
zeigen, was und wie umgesetzt wird. 
Mit dem Bereich, in dem ich in der Ver-
handlungsrunde war, bin ich im Großen
und Ganzen recht zufrieden. Wir konnten
in der Arbeitsgruppe Verkehr, Bau und In-
frastruktur einiges erreichen. Bei meinen
Berichterstatter-Themen konnte ich gegen
Teile der SPD durchsetzen, dass wir uns zur
Elektromobilität bekennen. So verfolgen
wir weiterhin das Ziel von einer Million
Elektroautos bis zum Jahr 2020. Trotzdem
wollen wir auch in Zukunft vor allem gute
Rahmenbedingungen und sind gegen
Kaufprämien. Auch die Wasserstofftech-
nologie wollen wir vorantreiben. Die ande-
ren Alternativen, Antriebe und Kraftstoffe,
bleiben uns wichtig. Auch die Verkehrste-
lematik – für die ich mich seit Jahren ein-
setze – nimmt einen breiten Raum ein. So
heißt es im Koalitionsvertrag: „Mit dem
Konzept ‚Straße des 21. Jahrhunderts’ set-
zen wir auf eine intelligente Verkehrsinfra-
struktur sowie den verstärkten Einsatz von
Verkehrstelematik und modernsten Infor-
mations- und Kommunikationssystemen.
Den Ausbau von Verkehrssteuerungsanla-
gen werden wir bei der Infrastrukturpla-
nung berücksichtigen.“

Besonders freue ich mich darüber, dass wir
die Verkehrsinfrastruktur insgesamt auf
stabile Füße stellen wollen. Statt immer
nur mehr Geld zu fordern, werden wir nun
auch innovative Fondslösungen erarbei-
ten. Durch die damit erreichte Überjährig-
keit wird die Effizienz deutlich gesteigert.
Zusätzlich brauchen wir natürlich trotz-
dem mehr Finanzmittel. Hierfür haben wir
gekämpft und sie auch erhalten. Wir Ba-
den-Württemberger sind ja schon lange
für die Pkw-Maut. Nun hatte die CSU diese
Idee aufgegriffen und sie als Bedingung
für die Unterschrift unter den Koalitions-
vertrag gemacht. Da aber die SPD und CSU
die deutschen Straßennutzer nicht mehr
belasten wollen und die rechtliche Hand-
habung nicht einfach ist, steht im Koaliti-
onsvertrag die Pkw-Maut als Arbeitsauf-
trag. Das genaue Konzept wird noch zu er-
arbeiten sein. 
Als CDU Baden-Württemberg sind wir ja in
erster Linie an einer besseren Finanzie-
rung der Verkehrsinfrastruktur interes-
siert. Über die jetzt angedachte Maut wird
es dazu nicht ausreichend kommen. Des-
halb brauchen wir unbedingt weitere Lö-
sungen. Neben zusätzlichen Haushaltsmit-
teln in Höhe von fünf Milliarden Euro wer-
den wir die Lkw-Maut auf alle Bundesstra-
ßen ausweiten. Dadurch werden wir mehr
Mittel in Milliardenhöhe einnehmen. Im-
merhin konnten wir die so genannte Hand-
werker-Maut verhindern. So müssen
Handwerker mit ihren Kleinlastern auch
weiterhin keine Maut bezahlen. Nun liegt
es an der SPD, sich zu entscheiden. Ich bin
sehr gespannt auf die kommenden vier
Jahre!

Mit den besten Wünschen
Ihr Steffen Bilger MdB                                 <<<

Der Autor Hilmar K. Klages.Steffen Bilger bei den Koalitionsverhandlungen im Verkehrsausschuss.

Glaubt an meine Träume

Vielleicht gefällt es mir, 
wenn Ihr glaubt, 
was ich schreibe.
Lebt Ihr doch mit mir.

Meine Phantasie beflügelt Euch,
Ihr lebt mit mir mein Leben,
das ich mir für Euch erträume,
das wir gemeinsam durchleben.

Es macht mich glücklich,
wenn ich Euch mitnehmen kann
in meine Welt der Phantasie,
in uns’re Welt der Träume.

Plagt ein Traum mich arg,
erleiden wir gemeinsam Alpträume.
Träum’ ich von Lieb’ und Glück,
sind wir im siebten Himmel.

Drum kommt zu mir,
und schwebt mit mir
über die Wolken
in das Reich der Träume.

Hilmar K. Klages (*1929)

Erschienen in 
Die besten Gedichte 2013/2014
Lyrik des XXI. Jahrhunderts,
Frankfurter Bibliothek
Frankfurter Literaturverlag 
Frankfurt/M Weimar London New York
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Rainer Wieland MdEP bei der Diskussion mit den Schü-

lern.

AUS DEM EUROPAPARLAMENT / POST SCRIPTUM – ODER WAS AM ENDE ÜBRIG BLEIBT

Auf die Einladung des Projekts Berufsprak-
tisches Jahr (BPJ 21) besuchte Rainer Wie-
land die Teilnehmer des BPJ 21 Ludwigs-
burg. 
Im Rahmen der Veranstaltung haben sich
40 junge Menschen im Alter von 16 bis 25
Jahren mit europapolitischen Themen aus-
einandergesetzt. Rainer Wieland ermög-
lichte einen Einblick in die Funktion und Ar-
beitsweise des Europäischen Parlaments
und veranschaulichte, wie europäisches
Recht entsteht und umgesetzt wird. Die An-
wesenden, welche fast alle einen Migrati-
onshintergrund aufweisen, hatten dabei die
Möglichkeit, Informationen zur Europapoli-
tik praxisnah und aus erster Hand zu be-
kommen. 
Gemeinsam diskutierten die Teilnehmer
mit dem Europapolitiker über die Staats-
schuldenkrise und erarbeiteten die Bedeu-
tung von Anleihen. Ein besonderes Interes-
se hatten die jungen Menschen, welche im
Übergang zum Berufseinstieg stehen, an
der aktuellen Arbeitsmarktpolitik. Das Bild
der Europäischen Union als Friedensprojekt
fand bei ihnen ganz besonderen Anklang.
Vielleicht gerade deswegen, da sie eine en-
ge Verbindung zu ihrer ursprünglichen Hei-
mat haben, wo ein friedliches Miteinander,
anders als in der EU, mitunter nicht immer
gewährleistet ist. 
Rainer Wieland hat sich den jungen Men-
schen sehr gerne zugewandt, um sie an die
Europapolitik heranzuführen. Um diesen er-
sten Schritt zu festigen und das Bewusst-
sein für Europa weiter zu sensibilisieren,
möchte der Europaabgeordnete die Teil-
nehmer gerne ins Europäische Parlament

einladen. Abschließend kommt Rainer Wie-
land zu dem Resümee, dass das Projekt der
BBQ Berufliche Bildung gGmbH für die Re-
gion Ludwigsburg einen wertvollen Beitrag
zur Integration junger Menschen in Ausbil-
dung oder Beschäftigung leistet. 
Die BBQ Berufliche Bildung gGmbH ist ein
gemeinnütziger Bildungsträger und verfügt
über ein dezentral organisiertes Netzwerk
in ganz Baden-Württemberg mit über 450
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in 45
Niederlassungen. Alleingesellschafter von
BBQ Berufliche Bildung gGmbH ist das Bil-
dungswerk der Baden-Württembergischen
Wirtschaft e.V. Die Integration junger Men-
schen und Arbeitsuchender in Ausbildung
oder Beschäftigung in den ersten Arbeits-
markt ist seit fast 30 Jahren Schwerpunkt
der Arbeit von BBQ Berufliche Bildung
gGmbH. 
Das BPJ 21 ist seit Jahren integraler Be-
standteil des „Bündnisses zur Stärkung der
beruflichen Ausbildung und des Fachkräf-
tenachwuchses“ von Landesregierung, Re-

gionaldirektion, Wirtschaft und Kommunen
in Baden-Württemberg. Landesweit stehen
816 Plätze in 27 Städten zur Verfügung. 
Die erste Projektphase dient der Berufsori-
entierung und der Unterstützung der Ju-
gendlichen bei individuellen Problemlagen.
Durch ein betriebliches Langzeitpraktikum
erhalten sie Einblicke in die duale Ausbil-
dung und in Beschäftigung. Das Praktikum
kann als Einstiegsqualifizierung (EQ) durch-
geführt werden. Die sozialpädagogische
Begleitung, ausbildungsbegleitende Hilfen
(abH), überbetriebliche Seminare und ver-
schiedene Qualifizierungsbausteine ergän-
zen das Lernen im Betrieb. Mit Ende des
Praktikums unterstützt BBQ Berufliche Bil-
dung gGmbH den Übergang in Ausbildung
oder Beschäftigung.
Gefördert wird das BPJ 21 durch die Agentu-
ren für Arbeit und die Jobcenter, das Mini-
sterium für Arbeit und Sozialordnung, Fa-
milie, Frauen und Senioren Baden-Würt-
temberg, den Europäischen Sozialfonds und
den Arbeitgeberverband Südwestmetall.<<<

RAINER WIELAND ZU GAST BEI DER BBQ 
BERUFLICHE BILDUNG GGMBH IN LUDWIGSBURG

DIE WÄHLERGESCHICHTE NACH PETER

Es begab sich aber zu der Zeit, dass ein Ge-
bot vom Wähler ausging, dass ganz
Deutschland eine große Koalition bilden
würde. Und diese große Koalitionsbildung
war die dritte und geschah zu der Zeit, da
Angela Kanzlerin war. Und jedefrau und je-
dermann, die und der zur Wahl gingen, be-
äugten die Statthalter in Berlin, auf dass sie

die Republik gestalten sollten nach dem
Willen des Souveräns… 
Nach dem Willen des Souveräns? Wer von
Ihnen wollte eine Autobahn-Maut? Wer
von Ihnen verkämpfte sich für einen Min-
destlohn? Wer hält die Beibehaltung des
Erziehungsgeldes & Co. für spielentschei-
dend für dieses Land?
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Die Union ging mit dem „Programm“ Ange-
la Merkel in diese Bundestagswahl. Und die
hat sie auch bekommen. Allerdings: das ist
dann im Wesentlichen auch alles. Sicher, die
Steuern werden nicht erhöht, dafür prüft
man, ob ein bürokratisches Monster wie die
PKW-Maut kommen soll.
Wochenlanges Ringen und Verhandeln um
Kompromisse, um am Ende doch alles aus
internen macht-taktischen Gründen von ei-
ner Klientel bestehend aus SPD-Mitglie-
dern abnicken zu lassen?! Oder halt auch
nicht?!
Das Ergebnis bleibt dasselbe, egal, ob die
„GroKo“ nun kommt oder nicht: Der Souve-
rän ist entmachtet und zukünftig wird es
bei Sondierungs- oder Koalitionsverhand-
lungen immer das Erpressungsmoment der
„peinlichen Befragung“ auf der Agenda ge-
ben. Ein der mittelalterlichen Inquisition
nicht unähnliches Mittel, denn sie war
meist auch mit Schmerzen verbunden.
Hoch lebe die direkte Demokratie! Hat uns
das weiter gebracht? Ich befürchte, nein.
Am Schluss bleiben mehr Fragezeichen.
Was ist nun eigentlich besser? Die direkte
oder die indirekte Demokratie? Hoffentlich
geht es uns nicht schon so gut, dass wir uns
zu Tode amüsieren, aber am Ende nicht
mehr wissen (oder verlernen?), wie wir uns
regieren! Deutschland ist nicht die Schweiz
und das ist möglicherweise auch ganz gut
so. Denn in der Schweiz wird Meinungspoli-
tik gegen Minarette, Menschen mit Migra-
tionshintergrund etc. gemacht. Wenn man
genauer hinschaut, nicht wirklich besser, als
das, was sich seit 1949 in der Bundesrepu-
blik an demokratischen Traditionen begrün-
det hat. 
Vielleicht sollte man über das Letztere ein-
mal nachdenken. Vielleicht müssen sie im
aufziehenden 21. Jahrhundert auch neu de-

finiert werden. Vielleicht sollten auch Ele-
mente der direkten Demokratie in gewissen
Dosen hinzukommen. Aber das wird nicht
das Allheilmittel sein. Denn Partizipation
setzt auch Interesse und Gemeinsinn vor-
aus. Dies ist, wie mir scheint, nicht mehr in
allen Bevölkerungsschichten gleich verteilt
und wird immer mehr durch den Eigensinn
verdrängt.
Ich hätte ja nie gedacht, dass ich hier einmal
Papst Benedikt XVI. zitieren würde. Aber
der Relativismus, von dem er immer gerade
zu Anfang seines Pontifikats sprach, scheint
uns immer mehr einzuholen. Wenn nun also
immer kleinere „Meinungsführersprengsel“
die Politik bestimmen, kann man sich schon
fragen, ob dies den Interessen aller dient.
Das Gegenargument, dass derjenige, der
sich nicht beteiligt, seine Interessenvertre-
tung eben verwirkt habe, springt hier mei-
nes Erachtens zu kurz.
Eigentlich war das ja der Grund, warum
man die Repräsentative Demokratie als die
bessere Regierungsform auswählte. Um
eben auch diejenigen mit „dem etwas leise-
ren Wort“ entsprechend zu vertreten.
Und nicht vergessen: „No taxation without
representation“. Sprich: Wer Steuern zahlt,
muss auch mitbestimmen können oder zu-
mindest repräsentativ mitregieren.
Das führt uns allerdings zum nächsten Pro-
blempunkt: Sitzen in den Parlamenten ei-
gentlich noch die Spiegelbilder der Gesell-
schaft? Die Antwort ist nein!
Die Lösung ist aber nun auch nicht, bisher
nicht vertretene Gesellschaftsgruppen wie
wild in die Parlamente der Republik zu bug-
sieren.
Die Lösung allerdings sollte sein, dass die
sich verändernde Parteienlandschaft lernen
muss, mit sich selber umzugehen. Dass die
Volksvertreter auch außerhalb ihrer Partei-

basis auf die Suche gehen müssen nach der
Volksmeinung. Dass die Lobby, ob von Sei-
ten der Pharma- oder Autoindustrie nicht
die einzigen ‚player’ in unserer Demokratie
sind, auch wenn es noch so schwer fällt.
Und dass, wer am lautesten schreit, deshalb
nicht automatisch Recht hat.
Ungewohnte Parteienkonstellationen fin-
den zusammen und reden miteinander. Da
war das überraschend innige Miteinander
zwischen Claudia Roth und Mitgliedern der
Unions-Verhandlungskommission während
der kurzen Phase der Sondierung zwischen
Schwarz-Grün in Berlin bereits der Vorbote.
Auch die Öffnung der SPD nach links ge-
hört dazu, ob wir es nun gut finden oder
eben auch nicht.
Somit schließt sich doch wieder der Kreis zu
Weihnachten: 
... Und alle, vor die das Wunder der neuen Zu-
sammenarbeit kam, wunderten sich über das,
was die Wähler zu sagen hatten. Die Parteien
aber behielten alle diese Worte und bewegten
sie in ihren Herzen. Und sie kehrten wieder
um, priesen und lobten den Wähler für alles,
was sie gehört und gesehen hatten, wie denn
zu ihnen gesagt war.
Ich wünsche Ihnen wunderschöne Weih-
nachten und einen tollen und vor allem ge-
sunden Start ins Neue Jahr 2014!                <<<

POST SCRIPTUM – ODER WAS AM ENDE ÜBRIG BLEIBT

Peter Schmid, stellvertretender Vorsitzender

des CDU Stadtverbandes Ludwigsburg

QR-Code CDU Stadtverband Ludwigsburg

Wir freuen uns, wenn Sie 
uns mit einer Spende 
unterstützen würden!

Spendenkonto: 
CDU Stadtverband Ludwigsburg
Kontonummer: 95503, 
KSK Ludwigsburg BLZ: 604 500 50
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Der Vorsitzende der Ludwigsburger Gemeinderatsfrakti-

on Klaus Herrmann MdL.

HAUSHALTSREDE VON STADTRAT KLAUS HERRMANN 
für die CDU Gemeinderatsfraktion bei der Generaldebatte zum Haushalt 2014 
im Ludwigsburger Gemeinderat am 20. November 2013

beit der Personalräte für wichtig. Wir sind
auch der Meinung, dass die Personalräte
bei uns in Ludwigsburg sehr gute Arbeit lei-
sten. Aber eine derart kostspielige Auswei-
tung ist nicht erforderlich. Auch das Chan-
cengleichheitsgesetz ist in Überarbeitung.
Die bisherigen Beauftragten sollen künftig
freigestellt werden. Auch das bedeutet
Mehrkosten für die Stadt Ludwigsburg. 
Das Landesgemeindeverkehrsfinanzie-
rungsgesetz soll geändert werden. Das  be-
deutet schmerzhafte Belastungen für die
Kommunen, indem die Förderquote auf 50
Prozent abgesenkt wird. Im ÖPNV-Bereich
von bisher 75 Prozent auf 50 Prozent, beim
Straßenbau von bisher 70 Prozent auf 50
Prozent. Damit werden ÖPNV- und Stra-
ßenbauvorhaben, die nach bisherigen För-
derrichtlinien bezuschusst worden sind, für
die Kommunen erheblich teurer. 
Durch die neugeplante Festbetragsförde-
rung im Straßenbau werden Preisentwick-
lungsrisiken bei mehrjährigen Projekten
vollständig auf die Kommunen abgewälzt. 
Das sind alles Risiken, die vorhanden sind.
Wenn wir weiter eine solide Haushaltspoli-
tik machen wollen, müssen wir das mit be-
rücksichtigen. Neue Projekte mit kostspieli-
gen Folgekosten, wie zum Beispiel die
Stadtbahn durch Ludwigsburg, müssen sehr
genau überlegt werden. Wir sehen das sehr
kritisch. 
Durch die kommunalfreundliche Politik der
bisherigen Bundesregierung, und das bei
sinkender Neuverschuldung und ohne
Steuererhöhungen, zahlen wir in der Stadt
Ludwigsburg nächstes Jahr 2 Punkte Kreis-

sächlich werden es wohl null Euro sein.
Aber auch das Defizit im Ergebnishaushalt
beträgt 3,5 Millionen Euro nach dem Plan-
entwurf. Das ist für gute Zeiten ein außeror-
dentlich hohes Defizit. In der Haushalts-
strukturkommission wurde ja dargelegt,
dass man das noch bis zur Verabschiedung
verringern will. 
Was ist für das Haushaltsjahr 2014 anders
als in den vergangenen Jahren?
Einmal sind im Haushalt bei den Einnahmen
die Zahlen übernommen worden, die für
2014 vom Land empfohlen werden. In den
letzten Jahren sind immer die Zahlen etwas
niedriger angesetzt worden, um hier Vor-
sicht walten zu lassen. Das ist in diesem
Haushalt nicht gemacht worden. 
Wir haben zusätzliche Ausgaben in den
nächsten Jahren zu erwarten, die noch nicht
eingeplant sind. Zum Beispiel werden sich
die Zuschüsse für die Busverkehre ändern,
Standards werden festgelegt. Heute haben
wir zum Teil einen 10-Minuten-Takt, den es
andernorts nicht gibt. Wir werden nicht
überall den Takt von 10 auf 15 Minuten ver-
schlechtern können, wenn es festgelegte
Standards gibt. Wenn wir dann den 10-Mi-
nuten-Takt behalten wollen, kostet das
Geld, das noch nicht eingeplant ist. 
Im Landtag wird zurzeit das neue Personal-
vertretungsgesetz behandelt, das die Frei-
stellungen neu regelt. Der Städtetag führt
in einer Landtagsdrucksache aus, dass er
mit 1,54 Euro Mehrkosten pro Einwohner
rechnet. Das heißt für uns in Ludwigsburg
nächstes Jahr 130.000 Euro Mehrausgaben
ohne jeglichen Ausgleich. Wir halten die Ar-

Herr Erster Bürgermeister, 
liebe Kolleginnen und Kollegen,

Herr Erster Bürgermeister Seigfried, Sie ha-
ben einleitend zu Recht gesagt, dass wir
hier ein Teil der Verwaltung sind. Wir sind
aber auch zuständig für die Kontrolle der
Stadtverwaltung. Damit sind durchaus auch
die einen oder anderen Bemerkungen ge-
stattet, die vielleicht anders sind als die von
der Verwaltung. Das heißt, dass wir damit
trotzdem gemeinsam um die beste Lösung
ringen.

1. Risiken im Haushalt 2014 
und in der Zukunft

Der Haushalt, den die Verwaltung für das
Jahr 2014 vorgelegt hat, enthält einige sehr
schwierige Positionen. Schwierig nicht nur
deshalb, weil die Doppik für uns noch unge-
wohnt ist. Schwierig auch deshalb, weil im
Haushalt Positionen nicht enthalten sind,
die in Zukunft auf uns zukommen, und auch
einige Positionen enthalten sind, die wir au-
ßerordentlich kritisch sehen. 
Da ist einmal die Veränderung des Kassen-
bestands: Um 30 Millionen Euro wird der
verringert, früher sagte man dazu Entnah-
me aus der Rücklage. Das ist außerordent-
lich viel. Eigentlich sollte man in guten Zei-
ten, wie jetzt, den Kassenbestand erhöhen,
damit man in wirtschaftlich schwierigen
Zeiten investieren kann. Jetzt kann man na-
türlich sagen, in diesem Jahr 2013 sind auch
22,8 Millionen Euro, hier hieß es noch Rück-
lagenentnahme, eingeplant gewesen. Tat-
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umlage weniger. Das sind immerhin 2,4 Mil-
lionen Euro allein für die Stadt Ludwigs-
burg, weil die Grundsicherung im Alter voll-
ständig vom Bund übernommen wird. Wir
hoffen nur, dass diese kommunalfreundli-
che Politik des Bundes auch in der neuen
Koalition fortgesetzt wird. 

2. Einsparungen und Ver-
ringerung des Zuschusses

Wo sind Einsparungen möglich, wo ist eine
Verringerung des städtischen Zuschusses
möglich? 
Wir haben beantragt, dass man die kos-
tenddeckenden Gebühren bei den Dienst-
leistungen der Stadt kritisch unter die Lupe
nimmt. Ich will nur zwei Beispiele nennen:
Die Arbeit des Gutachterausschusses ko-
stet uns 128.000 Euro im Jahr. Die Erteilung
von Baugenehmigungen kostet uns
408.000 Euro im Jahr. Die Frage ist, ob die-
se Dienstleistungen, und auch andere, ei-
nen solch hohen Zuschuss von Steuermit-
teln der Allgemeinheit notwendig machen.  
Ein weiteres Beispiel für mögliche Einspa-
rungen: 2014 wird allein eine Million Euro
für den Brandschutz in den Schulen erfor-
derlich sein. Die Silcherschule, die Ost-
stadtschule und die August-Lämmle-Schule
werden entsprechend ausgestattet. 
Am 5. Dezember 2012 haben wir hier im Ge-
meinderat mehrheitlich einen interfraktio-
nellen Antrag beschlossen. Das war der An-
trag 584/12, der die Verwaltung beauftragt,
vor der Verwirklichung von Brandschutz-
maßnahmen durch externe Gutachter prü-
fen zu lassen, ob die geplante Maßnahme
wirklich erforderlich ist. Wir sind beim
Brandschutz der Meinung, dass das  Not-
wendige gemacht werden soll, das Wün-
schenswerte aber nicht gemacht werden

muss. Deshalb beantragen wir, die Mittel
erst freizugeben, wenn durch externe Gut-
achter die Maßnahmen überprüft sind. 
Ein weiteres Beispiel: Wir haben in den letz-
ten Jahren zahlreiche Gebäude energetisch
ertüchtigt. Nun sehen wir aber im Haushalt,
dass der Energieverbrauch pro Quadratme-
ter gleichbleibend ist. Hier müssten sich die
Werte eigentlich verbessern, sonst waren
und sind die erhöhten Investitionen wir-
kungslos. Auch hier wollen wir in einer der
nächsten Sitzungen einen Bericht, warum
der Energieverbrauch dort, wo energetisch
ertüchtigt wurde, offenbar gleichbleibend
ist. Eine Einsparung von 2 Millionen Euro
haben wir dadurch, dass das Obdachlosen-
heim nun in der Gänsfußallee bleibt. Wir
sind der Meinung, dass der Betrag nicht für
andere Maßnahmen ausgegeben werden,
sondern eingespart werden sollte. Dadurch
verringert sich die Entnahme aus der Kasse
um 2 Millionen Euro.
Beim Seniorenforum 2013 wurden Ideen
entwickelt, wie eine Verbesserung der
nachbarschaftlichen Strukturen ältere und
hilfsbedürftige Menschen verstärkt unter-
stützen kann. Von der Stadt unterstützte,
selbstverwaltete nachbarschaftliche Struk-
turen können auch zu einem verbesserten
Miteinander im Quartier unter Integration
von Migranten und Neubürgern führen.
Auch bei der Entwicklung von neuen Bau-
flächen sollte schon in der Planungsphase
an mögliche Treffpunkte gedacht werden.
Wir bitten hier um einen Bericht durch die
Verwaltung über den Stand dieser Arbeiten. 

3. Viele Ausgaben für gute 
freiwillige Aufgaben

Die Stadt leistet sich zahlreiche Ausgaben
für freiwillige Aufgaben, die aber richtig,

wichtig und gut angelegt sind. So sind die
Zuschüsse der Stadt für Sport und Kultur ei-
ne gute Unterstützung der Vereine und
sonstigen Institutionen. Die städtische Kul-
turarbeit und die Unterstützung des Sports
in Ludwigsburg sind gut. Das dient auch ei-
ner guten Lebensqualität in unserer Stadt
und ist für die Bürger wichtig. 
Viele Bürger engagieren sich im ehrenamt-
lichen Bereich in vielfältigen Institutionen.
Das ist unbezahlbar. Die öffentliche Hand
könnte das bei weitem nicht alles selbst ma-
chen. Wir sollten die Arbeit der ehrenamt-
lich Tätigen aber nicht unnötig erschweren.
Unser Thema ist seit längerem, dass bei
Vereinsfesten, Stadtteilfesten und dem
Marktplatzfest nicht weitere Erschwernisse
hinzukommen. Die Feste sind wichtig und
gut für das bürgerschaftliche Miteinander,
aber auch gut für die Vereinskasse, die wie-
derum verwendet wird für die Arbeit des je-
weiligen Vereins. Es bleibt aber immer we-
niger übrig durch Auflagen höherer Ebenen,
das ist nicht nur die Stadt, aber es ist auch
die Stadt. Hier sind Erleichterungen für die
Ehrenamtlichen nötig.

4. Fünf Schwerpunkte

Für die Arbeit in der Zukunft möchte ich
fünf Hauptschwerpunkte darstellen.
Einmal, das habe ich bereits erwähnt, die
Solidität im Haushalt und bei den Finanzen
ist uns besonders wichtig. 
Ein zweiter Schwerpunkt ist die Sicherheit.
Ludwigsburg ist eine sichere Stadt. Aber
man hat den Eindruck, dass die Probleme in
einigen Teilen der Stadt zunehmen. Im
Sommer im Akademiehof und übers ganze
Jahr am Bahnhof. Ob es objektiv tatsächlich
so ist, das ist eine andere Frage. Wir haben
einen Lenkungskreis zwischen Stadt, Polizei
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und Landkreis, der ein geeignetes Forum
für die Sicherheitsfragen in der Stadt ist.
Sollten weitere vertretbare Maßnahmen im
präventiven Bereich notwendig sein, wird
die CDU das unterstützen. Das Thema Si-
cherheit darf nicht nur auf Schule und Poli-
zei reduziert werden.
Ein dritter Schwerpunkt ist die Investition
in Bildung und Betreuung. Das war und ist
eigentlich immer Schwerpunkt der Politik in
den Kommunen. In den vergangenen Jahren
habe ich dazu schon mehrfach Ausführun-
gen gemacht. Ich möchte es heute dabei
bewenden lassen, dass wir den Ausbau der
Betreuung für unter Dreijährige und in der
Grundschule fortführen müssen. Auch in
den unteren Klassen der weiterführenden
Schulen, wo es bisher noch keine Betreu-
ungsmöglichkeiten gibt, müssen wir einiges
tun. Die Wahlfreiheit für die Eltern ist uns
wichtig. Wahlfreiheit heißt aber auch, dass
die Mehrzahl der Eltern ihre Kinder unter
drei Jahren zu Hause betreuen. Dieser Per-
sonenkreis bedarf der Erwähnung und
Wertschätzung.
Ein vierter Schwerpunkt ist die Wirtschafts-
förderung in der Stadt Ludwigsburg. Die
Verwaltung und der Gemeinderat haben
durch eine kluge Ansiedlungspolitik mehre-
re Firmen in die Stadt geholt. Das ist wich-
tig, damit wir mehr Arbeitsplätze hier in
Ludwigsburg haben. Das ist auch wichtig,
damit die Menschen hier Arbeit finden und
nicht weit fahren müssen. Wir haben ein gu-
tes Dienstleistungsangebot in der Innen-
stadt. Das alles ist auch förderlich für die
Stadtkasse, indem Gewerbesteuer und ent-
sprechende Anteile an der Einkommens-
steuer in die Stadtkasse fließen. Nur das
Geld, das erwirtschaftet wird, kann dann
auch ausgegeben werden. 
Zur Wirtschaftsförderung gehört für uns

aber auch eine moderne Breitbandversor-
gung. Das muss weiter im Auge behalten
werden. Im Stadtteilausschuss in Poppen-
weiler war das ja ein wichtiges Thema. 
Wir beantragen, dass die Stadt Ludwigs-
burg die Möglichkeiten und Kosten für ein
freies W-LAN in der Innenstadt oder in Tei-
len der Innenstadt ermittelt und gegebe-
nenfalls den Bürgern anbietet. Die Stadt
Pforzheim hat als erste Großstadt Deutsch-
lands hier eine Vorreiterrolle übernommen.
Wir sind der Meinung, dass wir als Film- und
Medienstandort und als wichtiger Wirt-
schaftsstandort diese zeitgemäßen und zu-
kunftsweisenden Dinge machen müssen.  
Der fünfte Schwerpunkt ist die Stadtent-
wicklung. Wir haben in den letzten Jahren
viele neue Wohngebiete in der Stadt er-
schlossen. Wir brauchen weiterhin bezahl-
baren Wohnraum, insbesondere für junge
Familien. Ludwigsburg ist glücklicherweise
für Viele attraktiv. 
Wir müssen aber auch das Gesicht der Stadt
erhalten und fortentwickeln. Nachdem es
am Marstall-Center jetzt vorangeht, die
Baugenehmigung ist ja dieser Tage einge-
reicht, ist es jetzt notwendig, dass der Ar-
senalplatz und der Schillerplatz fortentwik-
kelt werden. Hier laufen ja jetzt die ersten
konkreten Überlegungen, dass man zu-
nächst einmal den Untergrund überprüft,
dann die Kosten ermittelt und dann erst
nennt, ist für uns selbstverständlich. 
Nachdem das Walcker-Areal bebaut ist, ist
es auch notwendig, dass es gegenüber dem
Schloss am ehemaligen Polizeigebäude wei-
ter geht. Wir wollen hier und auch an ande-
rer Stelle die erhaltenswerte alte Bausub-
stanz, soweit sie noch erhalten ist, auch
künftig erhalten, auch mit Hilfe der Denk-
malpflege. 
Für Radwege sind 300.000 Euro im Haus-

halt eingeplant. In der letzten Gemeinde-
ratssitzung haben wir das Radwegekonzept
vorgestellt bekommen. Hier sind wir der
Meinung, wenn es höhere Landeszuschüsse
geben sollte, haben wir genügend Möglich-
keiten, diese abzurufen und mit entspre-
chenden Mitteln durch die Stadt zu ergän-
zen, also die Komplementärfinanzierung
bereitzustellen. Wir sollten die Mittel, die
uns höhere Ebenen gewähren, auch durch
entsprechende Maßnahmen abrufen.

5. Neues Haushaltsrecht 
und Dank

Meine Damen und Herren, die Doppik, die
doppelte Buchführung, die im Haushalt in
diesem Jahr zum ersten Mal angewandt
wird, im Unterschied zur sogenannten ka-
meralistischen Buchführung, ist eine große
Herausforderung. Wir danken der Verwal-
tung, insbesondere Herrn Kiedaisch und
seinen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
im Fachbereich für die Vorbereitung. In vie-
len Einzelpositionen in diesem Haushalt ha-
ben wir Probleme, die Beträge zuzuordnen,
weil die Erläuterungen fehlen oder zum Teil
sehr dürftig sind. Wir gehen allerdings da-
von aus, dass sich dies im nächsten Jahr ver-
bessert. Herr Kiedaisch war bei uns in der
Fraktion, wir haben konkrete Beispiele ge-
bracht. Nur wenn man etwas neu einführt,
ist es immer schwierig, gleich auf Anhieb al-
les richtig und gut zu machen. Wir glauben
aber, dass das dann im nächsten Jahr über-
sichtlicher, besser und klarer wird.
Wir danken auch den Steuerzahlern und al-
len Bürgerinnen und Bürgern in der Stadt,
die durch ihr Engagement mit dazu beitra-
gen, Ludwigsburg weiterhin zu einer attrak-
tiven und lebenswerten Stadt zu machen.
Herzlichen Dank!                                             <<<
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A N T R A G
Auswirkungen der 
Neuverteilung der Zuschüsse
für den Busverkehr

Die Verwaltung legt im BTU dar, welche
Auswirkungen die Neuverteilung der Zu-
schüsse für den ÖPNV auf den Haushalt
der Stadt Ludwigsburg haben wird. 
Insbesondere soll dargelegt werden
a)  bei welchen bestehenden Buslinien Zu-

schüsse nur noch für geringere Taktzei-
ten gewährt werden

b)  wie die Auslastung der Buslinien ist, bei
denen sich die Taktzeiten verringern

c)  welche Ergänzungen im Liniennetz vor-
gesehen sind unter Berücksichtigung
der Neubaugebiete

Begründung:
Spätestens ab dem Jahr 2019 ändert sich
die Finanzierung des Busverkehrs, da die
EU ab diesem Zeitpunkt neue Regeln für
den Wettbewerb vorschreibt. Eine Folge
wird sein, dass für den Busverkehr ein ge-
wisser Standard definiert wird. Wenn eine
Stadt einen höheren Standard bieten will,
muss sie die Mehrkosten bezahlen. Da in
Ludwigsburg bei mehreren Buslinien ein 10
Minuten Takt besteht, in vielen anderen
vergleichbaren Städten jedoch ein 15 Minu-
ten Takt, könnten deutlich höhere Kosten
als bisher auf Ludwigsburg zukommen. 
Notwendig ist frühzeitig aufzuzeigen, wel-
che Linien davon betroffen sind und wie
hoch die Auslastung der jeweiligen Linie
ist.
Möglicherweise ist eine Änderung des bis-

herigen 10 Minuten Taktes auf einen 15 Mi-
nuten Takt bei einzelnen Linien zumutbar. 
Notwendige Ergänzungen im Liniennetz,
insbesondere wegen der Neubaugebiete,
sind dabei mit zu berücksichtigen und zu
finanzieren.
Klaus Herrmann, Fraktionsvorsitzender 
Reinhold Noz, Stadtrat 
Thomas Lutz, Stadtrat 
Frank Rebholz, Stadtrat 
     

A N T R A G
Kostendeckende Gebühren
bei städtischen 
Dienstleistungen

Die Verwaltung berichtet darüber, mit wel-
chen Maßnahmen bei städtischen Dienst-
leistungen eine vollständige Deckung der
Kosten erreicht werden kann.
Dies gilt insbesondere für die Kosten des
Gutachterausschusses (Seite 238 gelb) und
die Erteilung von Baugenehmigungen (Sei-
te 240 gelb)

Begründung:
Dienstleistungen der Verwaltung sollten
grundsätzlich kostendeckend verrechnet
werden. Dies betrifft insbeson dere die Lei-
stungen des Gutachterausschusses und
die Erteilung von Baugenehmigun gen.
Aber auch andere nicht deckende Dienst-
leistungen müssen überprüft werden.
Klaus Herrmann, Fraktionsvorsitzender 
Reinhold Noz, Stadtrat 
Elke Kreiser, Stadträtin 
Dr. Ingo Schwytz, Stadtrat 

A N T R A G
Obdachlosenunterkunft 
Gänsfußallee

Die Haushaltsposition DEZ II TH32 3140-
032 (Seite 140 gelb) in Höhe von 2 Mio. €
2014 und 1,1 Mio. € Planung 2015 wird ge-
strichen, da die Obdachlosenunterkunft in
der Gänsfußallee verbleibt.
Die Position „Veränderung Kassenbe-
stand“ wird um die eingesparten 2 Mio. €
verändert.

Begründung:
Diese Kosteneinsparung ist ein Teil zur Ko-
stenreduzierung für den Haushalt 2014.
Klaus Herrmann, Fraktionsvorsitzender 
Reinhold Noz, Stadtrat 
Claus-Dieter Meyer, Stadtrat 
Rosina Kopf, Stadträtin

A N T R A G
Seniorenarbeit

Zu Seite  121ff im HHPlan 
Teilhaushalt: Bürgerschaftliches Engage-
ment Produktgruppe: Seniorenarbeit
Die Verwaltung berichtet im 1. Quartal
2014, wie nachbarschaftliche Strukturen
im Quartier verbessert werden können.
Nach einer aktualisierten Bestandsaufnah-
me sollte eine Konzeption in Zusammenar-
beit mit Kirchen, Pflegeheimen, Vereinen,
örtlicher Gastronomie, Stadtteilausschüs-
sen und Stadtseniorenrat entwickelt wer-
den, unter Einbeziehung der Möglichkeit
bei Bedarf auch in Schulen oder Kitas bzw.

ANTRÄGE DER CDU-GEMEINDERATSFRAKTION
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Kinder- und Familienzentren Quartiers-
treffpunkte zu etablieren.

Begründung:
Beim Seniorenforum 2013 wurden Ideen
entwickelt, wie eine Verbesserung der
nachbarschaftlichen Strukturen ältere,
hilfsbedürftige Menschen verstärkt unter-
stützen kann. Jetzt sollte ein Bericht über
den Stand durch die Verwaltung erfolgen.
Bei der wachsenden Zahl älterer Men-
schen in unserer Stadt sollten diese nicht
nur bei Einzelprojekten, wie Senioren-
treffs, Pflegestützpunkten und „als Helfer
bei der Kinderbetreuung“ Erwähnung fin-
den. Wir müssen rechtzeitig Konzepte für
eine Verbesserung der Infrastruktur im
Wohnquartier entwickelt werden. Vom
Fachbereich unterstützte, selbstverwalte-
te nachbarschaftliche Strukturen können
auch zu einem verbesserten Miteinander
im Quartier und der Integration von Mi-
granten und Neubürgern führen. Auch bei
der Entwicklung von Bauland sollte in der
Planungsphase an den Aspekt möglicher
Treffpunkte gedacht werden.
Klaus Herrmann, Fraktionsvorsitzender 
Claus-Dieter Meyer, Stadtrat 
Dr. Ingo Schwytz, Stadtrat 

A N T R A G
Brandschutz

Die Haushaltspositionen für das Brand-
schutzprogramm im Jahr 2014 werden nur
dann freigegeben, wenn entsprechende
externe Gutachten vorliegen und der zu-
ständige Ausschuss oder der Gemeinderat
dem zustimmen.

Begründung:
Mit dem interfraktionellen Antrag 584/12,
der vom Gemeinderat am 5.12.2012 mehr-
heitlich beschlossen wurde,  wurden die
notwendigen Brandschutzgutachten ein-
gefordert, die bis heute nicht vorgelegt
wurden.
Klaus Herrmann, Fraktionsvorsitzender
Reinhold Noz, Stadtrat 
Roland Kromer, Stadtrat 
Claus-Dieter Meyer, Stadtrat 
     

A N T R A G
Energieverbrauch und Fläche

Die Verwaltung berichtet in einer der
nächsten Sitzungen im BTU  warum der
Energieverbrauch pro m² gleichbleibend
ist.

Begründung:
Im Haushaltsplan Dezernat III TH 65 Sei-
ten 558/259 gelb ist der Energieverbrauch
pro Fläche dargestellt.
Trotz  energetischer Ertüchtigung vieler
Gebäude und erhöhtem Aufwand  im Be-
reich Neubau für energetisch bessere Wer-
te, ist der Energieverbrauf pro Quadratme-
ter gleichbleibend. Hier  müssten sich ei-
gentliche die Werte verbessern, sonst wa-
ren und sind  die erhöhten Investitionen
wirkungslos.
Klaus Herrmann, Fraktionsvorsitzender
Thomas Lutz, Stadtrat 
Reinhold Noz, Stadtrat 
Dr. Ingo Schwytz, Stadtrat 

A N T R A G
Kita Marstall Center

Die Haushaltsposition Dez. II TH 48
736501101017 Kita Marstall-Center (Seite
212 gelb) wird mit einem Sperrvermerk
versehen.

Begründung:
Bisher ist nicht geklärt, ob es eine Einigung
zur Sanierung und Neugestaltung in die-
sem Bereich des Marstall-Centers gibt.
Die Maßnahme wurde bis heute noch
nicht beraten. Sollten die Voraussetzun-
gen für die Neugestaltung vorliegen und
der Bedarf nachgewissen sein, können
durch Aufhebung des Sperrvermerks die
Mittel freigegeben werden.
Klaus Herrmann, Fraktionsvorsitzender
Reinhold Noz, Stadtrat 
Thomas Lutz, Stadtrat 
Rosina Kopf, Stadträtin

A N T R A G
Kleinkind- und Kinder-
betreuung in Pflugfelden
Der Evangelische Kindergarten in der
Stammheimer Straße in Pflugfelden wird
im Jahr 2014 im notwendi gen Umfang  sa-
niert bzw. erweitert.
Weiterhin werden die notwendigen Maß-
nahmen für die Kleinkind- und Kinderbe-
treuung im Kindergarten und an der
Grundschule in Pflugfelden zeitnah umge-
setzt.

Begründung:
Pflugfelden ist mit der Kleinkind- und Kin-
derbetreuung im Kindergarten und mit der

Konzept zur Neugestaltung des Marstall-Centers noch

nicht abgeschlossen.



Freies WLAN für die Stadt ?!

ung ihrer Sprösslinge samt Mittagessen,
Schlafräumen etc. Dies führe auch zu not-
wendigen Umbaumaßnahmen, in jeden
Kindergarten müsse investiert werden und
es gebe auch einen enormen Investitions-
bedarf zur Sanierung der Schulen. Im Fol-
genden erläuterte Stadtrat Meyer die Rah-
menbedingungen für den Haushalt 2014.
Diese seien: eine positive Steuerentwick-
lung, eine gute Konjunkturentwicklung,
die Orientierungsdaten für 2014 würden
weiterhin eine positive Entwicklung auf-
zeigen etc. Aber er erläuterte auch die Ri-
siken: „Wie wirkt sich die Euro-Schulden-
krise aus, was werden die Auswirkungen
der Schuldenbremse sein?“
Des Weiteren sei man nun auf dem Weg

Zum CDU-Montagstreff hat Stadtrat
Claus-Dieter Meyer ein besonderes Thema
mitgebracht, das die Stadträte in den der-
zeitigen Haushaltsplanberatungen be-
schäftigt, aber es wollten auch interessier-
te Zuhörer mehr erfahren über den kom-
munalen Haushalt in Ludwigsburg. In dem
umfangreichen städtischen Haushalts-
planentwurf lese man einerseits von spru-
delnden Steuereinnahmen, andererseits
höre man von den klammen Haushalten
der Gemeinden, begann Stadtrat Meyer
seine Ausführungen. Dies läge vor allem
an den Kosten für die Kinderbetreuung,
die in den vergangenen Jahren enorm ge-
stiegen seien. Die Eltern erwarteten heute
pro Tag 6, 8 oder sogar 10 Stunden Betreu-

Kinder betreuung an der Grundschule
Pflugfelden unterversorgt und es ist drin-
gend notwendig, dass zeitnah die notwen-
digen Maßnahmen umgesetzt werden.
Klaus Herrmann, Fraktionsvorsitzender
Rosina Kopf , Stadträtin 
Reinhold Noz, Stadtrat 
Dr. Ingo Schwytz, Stadtrat 

A N T R A G
Freies WLAN in Ludwigsburg

Die Stadt Ludwigsburg ermittelt die Mög-
lichkeiten und Kosten um in der Innen -
stadt oder in Teilen davon ein freies WLAN
zu errichten und den Bürgern anzubie ten.
Dafür werden im Haushalt 2014 50.000,- €
eingestellt.

Begründung:
Die Stadt Pforzheim weist als erste Groß-
stadt Deutschlands ein flächendeckendes
freies Breitband WLAN auf. Dort wurde
das Projekt von einer privaten Initiative
über einen externen Dienstleister aufge-
baut.
In der Bereitstellung von Gäste- WLAN für
Unternehmen oder öffentliche Stellen wie
Fachhochschulen bieten sich Entwick-
lungschancen für Ludwigsburg an, um sich
auch modern und fortschrittlich und als
Dienstleister zu positionieren.
Für den Film- und Medienstandort wie
auch den Wirtschaftsstandort Ludwigs-
burg ist ein freies WLAN zeitgemäß und
zukunftsweisend.
Klaus Herrmann, Fraktionsvorsitzender
Reinhold Noz, Stadtrat 
Elke Kreiser, Stadträtin 
Thomas Lutz, Stadtrat 
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DER STÄDTISCHE HAUSHALT 2014 –
CHANCEN UND RISIKEN
Stadtrat Claus-Dieter Meyer berichtet

Der Stadtverbandsvorsitzende Maik Stefan Braumann begrüßt den Ludwigsburger Stadtrat Claus-Dieter Meyer.



Claus-Dieter Meyer bei seinem Vortrag
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zum neuen kommunalen Haushaltsrecht,
der Doppik, das bedeute insbesondere die
erstmalige Erfassung und Bewertung des
gesamten Vermögens der Stadt auf der
Grundlage der kaufmännischen Buchfüh-
rung, die Trennung von Ergebnis- und Fi-
nanzhaushalt und die Verknüpfung von
Zielen, Kennzahlen und Ressourcen. Nach-
teilig sei, dass für dieses Jahr bedingt
durch die Neueinführung keine Historie
vorliege. Im nächsten Punkt betonte
Claus-Dieter Meyer, dass die Volkswirt-

schaft weitgehend die Einnahmen der
Kommunen bestimme. Je besser es der
Volkswirtschaft gehe, umso besser gehe es
auch den Kommunen.
Im weiteren stellte Stadtrat Meyer die
größten Investitionseinzelposten der kom-
menden Zeit dar. Dies seien die Neugestal-
tung des Umfelds um das Marstall-Center,
der Neubau von Schulräumen und Ganzta-
gesbetreuungsräumen in der Gartenstra-
ße, der Anbau der Schlösslesfeldschule,
das Goethe-Gymnasium, der Ausbau der

U-3-Betreuung in städtischen und nicht-
städtischen Kindertagesstätten, die Stadt-
teilaufwertungen in Grünbühl-Sonnen-
berg, Neckarweihingen und Poppenweiler,
sowie Straßenbau und Instandsetzungen,
wie z.B. der Umbau des städtischen Muse-
ums im Kulturzentrum.
Als Bilanz sagte Claus-Dieter Meyer
schlussendlich zu dem auch begrenzten
Etat der Stadt Ludwigsburg: „Wir machen
viele tolle Dinge, aber wir können nicht al-
les machen!“

Im RTL-Interview: Fraktionsgeschäftsführer Maik Stefan Braumann …

… der Ludwigsburger Kandidat zur Regionalversammlung, Deniz Ankaya …

… der stellvertredende CDU-Stadtverbandsvorsitzende Peter Schmid …

… und Stadtrat Claus-Dieter Meyer.



„Ludwigsburg ist eine sichere
Stadt. Wir müssen dafür sor-
gen, dass das so bleibt. Die
Probleme, die es beispiels-
weise im Sommer im Akade-
miehof und generell am
Bahnhof gibt, werden wir
weiter thematisieren“, erklär-
te der Landtagsabgeordnete
und Fraktionsvorsitzende der
CDU im Gemeinderat, Klaus
Herrmann, beim diesjährigen
Stadtteilgespräch der CDU in
Pflugfelden. „Sollten hier
weitere vertretbare Maßnah-
men im präventiven Bereich
notwendig sein, wird die CDU das unter-
stützen“, so Klaus Herrmann weiter.
Klaus Herrmann zeigt auf, was in Ludwigs-
burg bereits getan wird: „Das Thema Si-
cherheit ist in Ludwigsburg nicht auf Schu-
le und Polizei zu reduzieren. Viele weitere
Faktoren spielen eine wichtige Rolle: Die
Schulsozialarbeit, die verstärkte Polizei-
präsenz an ausgemachten Brennpunkten
sowie bauliche Veränderungen am Bahn-
hof und in öffentlichen Parkgaragen tra-
gen bereits heute zu dem guten Ergebnis
in der Ludwigsburger Kriminalstatistik
bei“, so der CDU-Fraktionsvorsitzende.
Weiterhin sieht Klaus Herrmann den Len-
kungskreis zwischen Stadt, Polizei und
Landkreis auch zukünftig als geeignetes
Forum für die Sicherheitsfragen in Lud-
wigsburg. 
CDU-Stadtrat Reinhold Noz aus Pflugfel-
den sprach sich im Austausch mit den an-

wesenden Bürgerinnen und Bürgern nach-
drücklich für die Renovierung der Kinder-
tagesstätte in der Stammheimer Straße
aus. „Mögliche Überlegungen, diese Kita
zu schließen und den Standort durch einen
Anbau an der Grundschule zu ersetzen,
halte ich nicht für den richtigen Weg“, so
Reinhold Noz. Weiterhin präsentierte der

CDU-Stadtrat Auszüge aus
der Untersuchung der Stadt
Ludwigsburg zum geplanten
Lärmschutz entlang der A 81.
Laut Reinhold Noz bringt der
geplante sechs Meter hohe
Lärmschutzwall nicht den er-
hofften Erfolg. Die CDU wer-
de sich weiterhin engagiert
für die notwendigen Lärm-
schutzmaßnahmen einset-
zen. 
Unter den Teilnehmern des
Stadtteilgesprächs wurde
auch die Verkehrssituation in
der Stadt thematisiert. Nach

Ansicht der CDU muss die Koordination
des stadtweiten Verkehrs zentralisiert
werden. „Wir fordern ein Gesamtmobili-
tätskonzept, in dem alle Möglichkeiten des
Verkehrs in Ludwigsburg vernetzt wer-
den“, so der CDU-Stadtverbandsvorsitzen-
de Maik Stefan Braumann. 
                                                                           <<<

Reinhold Noz bei einer Veranstaltung zum Lärmschutz

an der A81.

Derzeit testen die Ludwigsburger Verkehrslinien auf der

Linie 422 – Pflugfelden – Hybrid-Busse der neuesten Ge-

neration. 

LUDWIGSBURG MUSS EINE SICHERE STADT BLEIBEN
CDU lud zum Stadtteilgespräch in Pflugfelden
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Fraktionschef Klaus Herrmann MdL. Der Pflugfelder Stadtrat Reinhold Noz.


